
ORF-Eigenwerbung 
für Rundfunkreform
Linke Propaganda des Staatsfunks gegen die Freiheitlichen wird unerträglich

Echte Steuerentlastungsreform
mit starker blauer Handschrift!
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PARLAMENT

Die Reform der Mindestsiche-
rung wurde von FPÖ und ÖVP im 
Nationalrat beschlossen. In einer 
hitzigen Debatte versuchte die  Op-
position mit abenteuerlichen Argu-
menten die bundesweit Vereinheit-
lichung der Sozialhilfe vergeblich 
zu verhindern.                             S. 6

Mindestsicherung NEU
Die Freiheitlichen haben den 

EU-Wahlkampf eröffnet. Bei der Auf-
taktveranstaltung in der Lugner-City 
und bei der 1.-Mai-Feier in Linz ap-
pellierten HC Strache und Harald Vi-
limsky an die Österreicher, zur Wahl 
zu gehen, um auch die EU auf Re-
formkurs zu bringen.                 S. 7-9

EU-WAHL

Mehr Österreich
MIt einer Demonstration mach-

ten die Freiheitlichen mit ihrem 
Bezirksvorsteher Paul Stadler auf 
das bevorstehende Verkehrscha-
os durch ein rotes Prestigeprojekt 
aufmerksam. Um das rote Favo-
riten zu schonen, soll das blaue 
Simmering büssen.                   S. 11

WIEN

Simmering soll büssen
Der FPÖ-kritischen Medien, an-

geführt vom ORF, lassen nichts un-
versucht, um die „rechtsextremisti-
schen Skandale“ der Freiheitlichen 
international breitzutreten. Nur hat 
sich jetzt einer ihrer Gehilfen mit ei-
ner antisemitischen Karikatur selbst 
in die Kritik gebracht.               S. 14

MEDIEN

Antisemitische Antifa

S. 2/3

FPÖ setzt Entlastung der Steuerzahler in Höhe von 8,3 Milliarden Euro durch  – S. 4/5
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Schwarze Prestigeprojekte 
simulieren Verkehrspolitik
Heftige Kritik übt Salzburgs FPÖ-Verkehrssprecher Hermann 
Stöllner an der von den Grünen übernommenen Selbstverwirk-
lichungs-Show von ÖVP-Landesrat Stefan Schnöll: „Ohne 
begleitende Infrastrukturmaßnahmen bleibt das günstige Öf-
fi-Ticket ein teurer Schuss in den Ofen!“                       S. 13Nr. 18 . Freitag, 3. Mai 2019
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IMPRESSUM

„Der Widerstand gegen Hitler 
und die Seinen wird umso stärker, 
je länger das Dritte Reich zurück 
liegt“, bemerkte der renommier-
te deutscher Publizist Johannes 
Gross bereits vor über 20 Jahren 
zum antifaschistischen Wider-
standstheater der nach 1989 ori-
entierungslos torkelnden Linken.

Umso radikaler, auch mit den 
Mitteln der vorgeblich zu bekämp-
fenden Nazis, gehen sie gegen 
Andersdenkende vor. Jeder, der 
nicht beim Flüchtlinge-Willkom-
men- und beim Klimarettungsthe-
ater begeistert mitmacht, ist schon 
verdächtig rechts. Äußert er Kritik 
daran oder steht gar dem freiheitli-
chen Lager nahe, wird er von der 
linken Twitteria-Meute als „Kel-
ler-Nazi“ ans Licht gezerrt und 
durchs mediale Dorf getrieben.

Österreich steht am Abgrund. 
Rechtspopulisten, Rechtsradikale, 
Rechtsextremisten und die Kel-
ler-Nazis der FPÖ greifen nach 
der Macht, die Pressefreiheit und 
allen voran der „unabhängige“ 
ORF sind in höchster Gefahr.

Das behaupten ernsthaft „Re-
porter ohne Grenzen“ und die 
Journalistenvereinigung Concor-
dia. So wurde auch heuer das „eu-
ropäische“ Recherche-Netzwerk 
„Europe‘s Far Right“, dem die 
strammen Linksauslegermedien 
„taz“, der „Falter“ oder „Libérati-
on“ angehören, prämiert.

Nur einigen wenigen stößt diese 
„Banalisierung des Bösen“ sauer 
auf, wie Hendryk Broder oder 
Chaim Noll, die dafür von der 
Links-Schickeria auch prompt ins 
rechte Eck denunziert wurden.

Aber Logik war nie eine Stärke 
der Linken, sie halten blind ihre 
überlegene Moral hoch – wie ihre 
neuen Verbündeten, die Islamis-
ten den Koran.

Das Selbstmitleid der Linken 
und ihrer medialen Zuträger wird 
immer erbärmlicher. Während sie 
die Freiheitlichen immer krampf-
hafter mit immer lächerlicher kons-
truierten „Einzelfällen“ in die Nähe 
des Nationalsozialismus zu rücken 
versuchen, beklagen sie anderer-
seits die wachsende Gefahr für die 
Pressefreiheit. 

Einmal Fabel, einmal Vergleich
Da wird die verunglückte Fa-

bel – eine kurze Erzählung mit 
lehrhafter Tendenz, in der zumeist 
Tiere menschliche Eigenschaf-
ten und Verhaltensweisen verkör-
pern, so die Brockhaus-Definition 
– eines FPÖ-Lokalpolitikers von 
SPÖ-Chefin Rendi-Wagner zur 
menschenverachtenden NS-Propa-
ganda erklärt. „Kurier“ und „Stan-
dard“ können es gar nicht fassen, 
dass der Arbeitgeber des FPÖ-Po-
litikers diesen nicht umgehend ge-
kündigt hat. Und sogar Bundesprä-
sident Alexander Van der Bellen, 
der die Gräben des Präsident-
schaftswahlkampfes zuschütten 
wollte, beklagt: „Hetze gegen Mit-
menschen ist inakzeptabel!“ – Und 
der ORF hält jedem Mit-Entrüster 
ein Mikrophon unter die Nase.

Kann sich jemand an einen Auf-
schrei erinnern, als Niederöster-

reichs Grünen-Chefin Helga Kris-
mer im vergangenen November 
den FPÖ-Vizekanzler als Ratte be-
zeichnete?

Wolf und die EU-Wahl
Nicht minder investigativ 

wie Rendi-Wagner erwies sich 
„ZiB2“-Moderator Armin Wolf, 
der das Titelbild eines Folders der 
steirischen Freiheitlichen Jugend 
in vollem Ernst als Abbild einer 
antisemitischen Hetz-Karikatur des 
NS-Kampfblattes „Der Stürmer“ 
hinstellte. Das ganze übrigens im 
Rahmen der Präsentation der Par-
teien zur „EU-Wahl“.

Aber Herr Wolf hatte, wie er auf 
seinem Blog anmerkte, doch zwei 
Fragen zur EU-Wahl vorbereitet, 
nämlich zur künftigen gemeinsa-
men „Rechtsaußen-Fraktion“ im 
EU-Parlament und welche konkre-
ten EU-Kompetenzen die FPÖ zu-
rück zu den Nationalstaaten ver-
lagern will. Aber diese fielen den 
„Zeitgründen“ zum Opfer. Wie ge-
sagt, das war die Sendung zur Prä-
sentation des FPÖ-Spitzenkandida-
ten Harald Vilimsky zur EU-Wahl.

„Der Fall ist ein weiteres Bei-
spiel dafür, wie in der politischen 
und medialen Auseinandersetzung 
allzu leichtfertig Nazi-Vergleiche 
gezogen werden. Solche Fahrläs-

Gebührenfinanzierte Faschismusexperten
Der mögliche Wahlerfolg patriotischer Parteien bei der kommen-

den EU-Wahl hat die Linken und ihren medialen Anhang in-
klusive ORF in Panik versetzt. Mit allen Mitteln versuchen sie jetzt 
die FPÖ ins Nazi-Eck zu drücken, so wie es Armin Wolf bei seinem 
„EU-Wahl“-Interview mit FPÖ-Spitzenkandidat vorexerzierte.

Der Staatsfunk lässt bei der „Behandlung“ der Freiheitlichen das Objektivitätsgebot ganz provokant links liegen

„ZiB 2“-Moderator Armin Wolf inszenierte das Interview mit dem FPÖ-Spitzenkandidaten zur EU-Wahl zu einer 
Anklage gegen die Freiheitlichen, sich ständig der nazistischen Wiederbetätigung schuldig zu machen.
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sigkeit mündet letztlich in eine Ba-
nalisierung des Massenmords an 
den Juden durch die Nationalsozia-
listen“, notierte die „Neue Zürcher 
Zeitung“ unter dem Titel „Keine 
Sternstunde für Armin Wolf“.

Angriff und Selbstmitleid
Der „ZiB 2“-Moderator konterte 

beleidigt mit dem Verweis, dass er 
bei dem Thema lieber „Experten“ 
vertraue, als dem „NZZ-Fernseh-
kritiker“ und empörte sich über die 
„KronenZeitung“ die diesen Kom-
mentar auch noch zitierte.

Die Entrüstung Vilimskys („Das 

AUS DER
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Moralisten-Terror 

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Nahezu einstimmig wurde von der Bun-
des-Delegiertenversammlung des Freiheit-
lichen Familienverbandes die Tiroler Abge-
ordnete Carmen Schimanek (Bild) zur neuen 
Obfrau gewählt. Schimanek löst damit die 
Dritte Präsidentin des Nationalrates, Anne-
liese Kitzmüller, in dieser Funktion ab. „Ich 
danke unserer Anneliese Kitzmüller für ihr 
Engagement in den letzten Jahren und freue 
mich auf diese neue Aufgabe, stellt doch die 
Familie in unserer Politik einen besonderen 
Schwerpunkt dar“ erklärte Schimanek.

Entsetzt reagierte der FPÖ-Agrarsprecher 
Maximilian Linder (Bild) auf die Falschmel-
dung des EU-Spitzenkandidaten des Nieder-
österreichischen Bauernbundes, wonach laut 
einer „Online-Wahlhilfe“ (wahlkabine.at) 
die FPÖ nur mehr Biobauern fördern wol-
le: „Wenn ein Bauernbündler aus dem ,Ka-
ras-Land‘ Niederösterreich in den EU-Wahl-
kampf ausrückt, um unsere Landwirte zu 
verunsichern, dann ist das nur ein durchschau-
bares Manöver kein verantwortungsvoller 
Umgang mit den Sorgen unserer Bauern!“

Innenpolitik
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Löblicher Slogan der SPÖ, der aber nur für 
die EU gilt und nicht für die politische Auseinandersetzung in Österreich.
BILD DER WOCHE

„Fake News“ aus „Karas-Land“

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Generalsekretär und Spit-
zenkandidat zur EU-Wahl, Harald 
Vilimsky, der in der „ZiB 2“ die 
ungeheuren Anschuldigungen na-
tionalsozialistischer Wiederbetäti-
gung von Armin Wolf gegenüber 
der FPÖ energisch zurückwies.

SPÖ-Bundesgeschäftsführer Tho-
mas Drozda, der die „kritischen In-
terview-Fragen“ von „ZiB 2“-Mo-
derator Armin Wolf verteidigte, 
und FPÖ-Generalsekretär Harald 
Vilimsky Antworten als „Diffamie-
rung“ Wolfs und des ORF wertete.  

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Freiheitlicher Familienverband

Verantwortung? Nein, danke!
„Mit Kopfschütteln“ reagierte FPÖ-Ver-

kehrssprecher Christian Hafenecker (Bild)
auf die Kritik der grünen Wiener Vizebürger-
meisterin Maria Vassilakou am freiheitlichen 
Verkehrsminister Norbert Hofer: „Mit der 
Novelle zur Straßenverkehrsordnung wird 
den Städten erstmals die Möglichkeit ge-
geben, gefährliche Kreuzungen mit einem 
Rechtsabbiegeverbot für Lkw ohne Abbie-
geassistenten zu erlassen. Anscheinend hat 
Frau Vassilakou der Mut verlassen, politi-
sche Verantwortung übernehmen zu können, 
die sie aber von den Freiheitlichen stetig ein-
fordert“, erklärte der FPÖ-Verkehrssprecher.Fo
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Gebührenfinanzierte Faschismusexperten
Der Staatsfunk lässt bei der „Behandlung“ der Freiheitlichen das Objektivitätsgebot ganz provokant links liegen

„ZiB 2“-Moderator Armin Wolf inszenierte das Interview mit dem FPÖ-Spitzenkandidaten zur EU-Wahl zu einer 
Anklage gegen die Freiheitlichen, sich ständig der nazistischen Wiederbetätigung schuldig zu machen.

wird noch Folgen haben.“) und der 
FPÖ über dieses „Interview“ wer-
teten Wolfs schreibende Kollegen 
natürlich prompt als Angriff auf die 
„Unabhängigkeit des ORF“ und 
des Journalismus als gesamten. 
ORF-Generaldirektor Alexander 
Wrabetz verteidigte Wolf amüsiert, 
dieser habe eben einen „markanten 
Stil und behandelt alle gleichermas- 
sen kritisch“.

Allerdings vermisste man die-
sen „kritischen“ Journalismus nach 
dem Massaker an Christen in Sri 
Lanka. Während ORF & Co nach 
dem Attentat in Christchurch die 

Identitären Bewegung quasi als 
Mittäter durchs mediale Dorf ge-
trieben haben, gab es diesmal keine 
Sondersendungen zur Gefahr des 
islamistischen Terrors in Europa.

Bleibt abzuwarten wie der ORF 
und die linke Medienblase auf HC 
Straches Ankündigung reagiert, 
dass im Rahmen der Entlastung 
der Österreicher auch die GIS zur 
Debatte stehe: „Ich werde wie ein 
Löwe dafür kämpfen.“

Werden Armin Wolf und Kon-
sorten jetzt das Thema „Die Bedeu-
tung des Löwen im Nationalsozia-
lismus“ abhandeln?

Nr. 18 g Freitag, 3. Mai 2019
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Was ist der große Unterschied 
zu den bisherigen „Steuerrefor-
men“? „In der Vergangenheit wur-
den Steuerreformen vor allem 
durch eine Neuverschuldung oder 
durch neue Steuern finanziert. Wir 
sorgen hingegen für eine ehrliche 
und nachhaltige Entlastung. Wir 
stärken die kleinen und mittleren 
Einkommen, aber auch die kleinen 
und mittelständischen Unterneh-
men“, erklärte Staatssekretär Hu-
bert Fuchs die Entlastungsreform 
der türkis-blauen Koalition.

Die 8,3-Milliarden-Euro-Reform
Bis 2022 bleiben den österrei-

chischen Steuerzahlern damit ins-
gesamt 8,3 Milliarden Euro mehr 
pro Jahr von ihrem sauer verdien-
ten Lohn in den Taschen. Und da-
mit sich diese Entlastung fortsetzt, 
soll auch die „kalte Progression“, 
Einkommensverluste durch Vor-
rückungen in höhere Steuerstufen, 
noch entschärft werden.

Wohlgemerkt, das ist erst die 
bisher fixierte Entlastung über die 

Steuerreform. „Das heißt nicht, 
dass damit das Entlastungspro-
gramm, das wir im Wahlkampf 
versprochen und im Regierungs-
programm festgelegt haben, been-
det ist“, kündigte HC Strache das 
Festhalten der Koalition an ihrem 
„Sparen am System um die Steuer-
zahler zu entlasten“ an.

Soziale Ausgewogenheit
Dass man die „kalte Progressi-

on“ noch nicht jetzt angegangen 
ist, sondern die unteren Steuerstu-
fen senken wird, begründete der 
FPÖ-Vizekanzler mit dem sozialen 
Aspekt: „Von der Abschaffung der 
,kalten Progression‘ hätten in erster 
die höheren Einkommen profitiert. 
Daher haben wir Freiheitliche als 
soziale Heimatpartei unser Augen-
merk auf eine spürbare Entlastung 
der Klein- und Mitteleinkommen 
gelegt.“

„Mit dieser Steuerreform – und 
das ist mir als ehemaliger Steuer-
berater ein besonderes Anliegen – 
sorgen wir nicht nur für eine Ent-

Entlastung ohne neue Schulden oder Steuern
Die Steuerreform ist fair und sozial gerecht, Fleiß soll sich wieder 

lohnen“, betonte FPÖ-Vizekanzler HC Strache bei der Präsenta-
tion des Herzstücks der  Reformbestrebungen der Bundesregierung. 
Finanzstaatssekretär Hubert Fuchs hat maßgeblich dafür gesorgt, 
dass die Reform eine „starke blaue Handschrift“ trägt.

Österreichs Steuerzahler werden durch das Reformprogramm ab 2022 mit insgesamt 8,3 Milliarden Euro pro Jahr entlastet 
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Thema 
der 

Woche

Wir entlasten die Österreicher ohne neue Schulden und ohne neue 
Steuern mit einem sanierten Haushalt“, betonte Vizekanzler 

HC Strache zur Steuerreform. Und: ein Viertel der 8,3 Milliarden 
kommt Kleinst- und Kleineinkommen sowie Pensionisten zugute.

„Fleiß soll sich in Öster-
reich wieder lohnen!“

Faktor Arbeit wird jährlich um 
fünf Milliarden Euro entlastet:

Bereits kommendes Jahr werden 
die Krankenversicherungsbeiträ-
ge reduziert. 1,8 Millionen gering-
verdienende Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, 1,8 Millionen 
Pensionistinnen und Pensionis-
ten, 500.000 Selbstständige sowie 
Land- und Forstwirte werden durch 
diese Maßnahme im Gesamtaus-
maß von rund 900 Millionen Euro 
pro Jahr entlastet.

Eine weitere Maßnahme mit ei-
ner Entlastung in Höhe von 3,9 
Milliarden Euro pro Jahr ist die 
Senkung der ersten drei Tarifstu-
fen. Die derzeit geltenden 25, 35 
und 42 Prozent werden auf 20, 30 
und 40 Prozent gesenkt. Aufgrund 
unseres progressiven Steuersys-
tems bedeutet diese Senkung eine 
Entlastung für alle der 4,8 Millio-
nen Steuerzahler – insbesondere 
profitieren davon jene mit kleinen 
und mittleren Einkommen.

Das Werbungskostenpauschale, 
das bereits im Rahmen der Lohn-
verrechnung berücksichtigt wird, 
wird von bisher 132 Euro auf 300 
Euro pro Jahr ab 2021 erhöht. Da-
mit ersparen sich zusätzlich rund 
60.000 Personen zukünftig die Ab-
gabe einer Arbeitnehmerveranla-
gung.

Steuerreform entlastet Unter-
nehmen mit mehr als 1,5 Milliar-
den Euro:

Das Kernstück bildet dabei die 
Senkung der Körperschaftssteuer. 
Während diese in den vergangenen 
Jahren in fast allen Nachbarländern 
gesenkt wurden, stammt der in Ös-
terreich geltende Körperschafts-
steuersatz von 25 Prozent aus dem 
Jahr 2005. Um im internationalen 
Wettbewerb nicht an Attraktivi-
tät zu verlieren, wird die Körper-
schaftsteuer im Jahr 2022 um zwei 
Prozent von 25 Prozent auf 23 Pro-
zent und um weitere zwei Prozent 
auf 21 Prozent im Jahr 2023. Da-
raus ergibt sich für österreichische 
Unternehmen ab 2022 eine Entlas-
tung im Ausmaß von rund 800 Mil-
lionen. Euro und ab 2023 um 1,6 
Milliarden Euro pro Jahr.

Darüber hinaus werden weitere 
Maßnahmen zur Attraktivierung 
des Wirtschaftsstandortes gesetzt. 
So wird etwa der Grundfreibe-
trag, der für einkommensteuerzah-
lende Unternehmen die Steuerbe-
messungsgrundlage senkt, bis auf 
100.000 Euro erweitert – Entlas-
tung: 100 Millionen Euro.

Ebenso wird die Grenze von ge-
ringwertigen Wirtschaftsgütern 
von 400 Euro auf 800 Euro im Jahr 
2020 und im Jahr 2021 auf 1.000 
Euro erhöht, wodurch es zu einer 
Erleichterung der Sofortabschrei-
bung kommt – Entlastung 300 Mil-
lionen Euro.

„Entlastung Österreich“ wird da-
rüber hinaus eine Begünstigung für 
Mitarbeitererfolgsbeteiligungen in 
Höhe von maximal 10 Prozent des 
Gewinns und jährlich bis zu 3.000 
Euro pro Arbeitnehmer enthalten – 
Entlastung: 100 Millionen Euro.

Auch die Kleinunternehmergren-
ze, also jene Umsatzgrenze, ab der 
Umsatzsteuerpflicht besteht, wird 
von derzeit 30.000 auf 35.000 Euro 
erhöht.

Zudem soll es für diese Unter-
nehmen zukünftig auch eine ein-
fache Pauschalierungsmöglichkeit 
im Bereich der Einkommensteuer 
geben – Entlastung: 75 Millionen 
Euro.

Nicht zuletzt wird die For-
schungsprämie ausgeweitet, wobei 
allen voran Einzelunternehmer und 
Gesellschafter von Personengesell-
schaften profitieren werden.

Umfassende Maßnahmen zur 
Vereinfachung und im Umwelt-
bereich:

Mit „Entlastung Österreich“ 
setzt die Bundesregierung bereits 
ab dem Jahr 2020 Maßnahmen im 
Umweltbereich. So wird die NoVA 
aufkommensneutral, sozial ver-
träglich und ökologisch umgestal-
tet. Die Steuerbelastung wird ab-
hängig vom CO2-Ausstoß sein.

Die Eigenstromsteuer für Photo-
voltaikanlagen abgeschafft. Auch 
Biogas, Wasserstoff und LNG wer-
den steuerlich begünstigt – nach-
haltig produzierter Wasserstoff und 
Biogas werden steuerfrei.
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Entlastung ohne neue Schulden oder Steuern
Österreichs Steuerzahler werden durch das Reformprogramm ab 2022 mit insgesamt 8,3 Milliarden Euro pro Jahr entlastet 

lastung von Steuern und Abgaben 
für alle, sondern auch für eine Be-
freiung von bürokratischem Bal-
last und staatlichen Hürden, indem 
wir für Vereinfachungen im Steu-
errecht sorgen und die Anzahl der 
Steuererklärungen für Unterneh-
mer und Arbeitnehmer um bis zu 
460.000 Stück reduzieren“, weist 
Fuchs auf die Umsetzung eines 
weiteren freiheitlichen Anliegens 
hin.

Denn die Steuerreform ist nicht 
nur eine Entlastungsreform, son-
dern auch eine Entbürokratisie-

rungsreform. „Mit der ,Entlastung 
Österreich‘ sorgen wir auch für 
eine Befreiung von bürokratischem 
Ballast und staatlichen Hürden 
durch Vereinfachungen im Steuer-
recht. So wurde etwa das Einkom-
menssteuergesetz über 30 Jahre 
lang permanent geändert, aber nie 
strukturell erneuert“, zeigte Fuchs 
die Versäumnisse der Vorgängerre-
gierungen auf.

Gesetzesdschungel gelichtet
Nach über 160 Novellen sei die 

Gesetzesmaterie durch die zahl-

Mit dieser Steuerreform ent-
lasten wir die Österreicher nach-
haltig, fair und gerecht. Niemals 
zuvor wurden Geringverdiener in 
diesem Ausmaß entlastet.

Wir servieren den Österrei-
chern auch keine Mogelpackung, 
die mit der rechten Hand gibt und 
mit der linken Hand über neue 
Belastungen das Geld wieder ab-
nimmt – so wie das zuletzt unter 
dem SPÖ-Bundeskanzler Werner 
Faymann bei der Steuerreform 
2015/2016 der Fall war.

1,8 Millionen Arbeitnehmer, 
1,8 Millionen Pensionisten und 
500.000 Selbständige und Bauern 
profitieren von der Senkung der 
Krankenversicherungsbeiträge. 
Alle 4,8 Millionen Steuerzahler 
profitieren von der Senkung der 
Einkommensteuer.

Wir halten unser Versprechen 
und entlasten die kleinen und mitt-
leren Einkommensbezieher. Mehr 
als 75 Prozent oder 5 Milliarden 
Euro des Gesamtvolumens der 
Steuerentlastung entfallen auf die 
Arbeitnehmer.

Wenn ich „fair und gerecht“ 
sage, dann deswegen, weil wir un-
sere Steuerreform nicht durch neue 
oder höhere Steuern „gegenfinan-
zieren“ und auch nicht auf Pump, 
also über Schulden zu Lasten zu-
künftiger Generationen.

Wir stärken die kleinen und 
mittleren Einkommen, die Pensi-
onen sowie auch die kleinen und 
mittelständischen Unternehmen, 
damit Arbeitsplätze in Österreich 
erhalten und neue geschaffen wer-
den können.

Und, das freut mich als Steuer- 
experte besonders: Erstmals seit 30 
Jahren durchforsten wir das Steu-
errecht. So können wir unseren 
Weg des Sparens im System über 
weniger Bürokratie fortsetzen.

Fair UND gerecht

reichen Ausnahme- oder Sonder-
bestimmungen „hoch komplex“, 
erinnert der FPÖ-Staatssekretär: 
„Daher kommt es nun zu einer Mo-
dernisierung und Vereinfachung 
des Steuerrechts, einer Erhöhung 
der Anwenderfreundlichkeit sowie 
einer Erleichterung der Vollzie-
hung.“

Wirtschaftsanreize/Arbeitsplätze
Neben der Entlastung der Arbeit-

nehmer sieht der Reformvorschlag 
auch eine der Arbeitgeber, der Un-
ternehmen vor. „Mit unseren Maß-
nahmen zur Attraktivierung des 
Wirtschaftsstandortes stärken wir 
vor allem unsere kleinen und mit-
telständischen Unternehmen. Da-
bei entlasten wir unsere Unterneh-
mer nicht nur finanziell, sondern 
sorgen auch für Entbürokratisie-
rung sowie Vereinfachungen und 
machen ihnen dadurch den Ar-
beitsalltag deutlich einfacher“, 
zeigte der vormalige Steuerberater 
und Steuerrechtsexperte auf, wes-
sen Handschrift diese Reform trägt.

HC Strache bezeichnete die 
Steuerreform als „großen Wurf mit 
Hausverstand“ der „mehr Fairness 
und Gerechtigkeit“ für Arbeiter, 
Familien, Pensionisten und Klein-
unternehmer bringe:
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Hubert Fuchs
FPÖ-Finanzstaatssekretär

Im Teamwork zur bisher umfangreichsten Steuerreform der letzten Jahrzehnte. Die türkis-blaue Koalition 
setzt eine echte Steuerentlastungsreform um, ohne neue Schulden und ohne „Steuerumschichtung“.

POLITIK
ANALYSIERT
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Mehr Netto vom Brutto für alle österreichischen Arbeitnehmer.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ
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BILDUNGSPOLITIK SOZIALPOLITIK

FPÖ und ÖVP wollen den Lehrermangel bekämp-
fen. deshalb sollen Lehrkräfte, die eine universitäre 
Lehramtsausbildung nach dem altem Studienplan 
abgeschlossen haben, künftig regulär an Mittelschu-
len und Polytechnische Schulen angestellt werden 
können. Derzeit können für höhere und mittlere 
Schulen ausgebildete Lehrer nur über Sonderverträ-
ge an Pflichtschulen arbeiten, heißt es im Initiativ-
antrag der Koalitionsparteien.

Lehrermangel bekämpfen
Die Koalition will die Zusam-

mensetzung der Alterssicherungs-
kommission adaptieren. Neben 
Experten der Sozialpartner, der In-
dustriellenvereinigung, des Senio-
renrats und der Bundesjugendver-
tretung – sollen auch vier von den 
zuständigen Ministerien nominier-
te Experten ein Stimmrecht haben. 

Pensionskommission

Die vergangene Plenarwoche 
stand im Zeichen der „Mindest-
sicherung-Neu“, die von Sozial-
ministerin Beate Hartinger-Klein 
erarbeitet worden ist. Damit soll 
der Zuzug von Wirtschaftsflücht-
lingen gebremst und der Miss-
stand, dass arbeitende Menschen 
in manchen Fällen weniger Geld 
zur Verfügung haben als nichtar-
beitende, beseitigt werden.

Die SPÖ versuchte mit dem 
Thema „Rechtsextremismus“ das 
seit Wochen laufende FPÖ-Bas-
hing fortzusetzen. Ohne Erfolg. 
Der Begründer der Dringlichen 
Anfrage, Jörg Leichtfried, war 
nicht in der Lage, seine Redezeit 
von zwanzig Minuten auch nur 
annähernd auszuschöpfen: Wo 
nichts ist, kann nichts vorgetra-
gen werden.

Von den Koalitionsparteien 
wurde ein Entschließungsantrag 
eingebracht und angenommen: 
„Die Bundesregierung wird er-
sucht, zu prüfen, ob im Rahmen 
der im österreichischen Bildungs-
wesen zur Anwendung gelangen-
den Lehrmaterialien ausreichend 
vor totalitären Schriften und al-
lenfalls damit in Verbindung ste-
henden Verschwörungstheorien 
gewarnt und über deren Ursachen 
und Wirkungen aufgeklärt wird“.

Abgelehnt wurde hingegen ein 
Antrag der Liste Jetzt, wonach 
die Österreicher vor der „rechts-
extremen Verschwörungstheorie“ 
des „so genannten großen Aus-
tausch“ gewarnt werden sollten.

Allein der Vergleich dieser 
kleinen Beispiele aus der parla-
mentarischen Praxis zeigt sehr 
schön den Unterschied zwischen 
linker Inszenierung und seriöser 
Arbeit. Die FPÖ wird diesen Weg 
weiter gehen.

Der große Unterschied
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Nationalrat beschloß 
neues Sozialhilfegesetz
„Sozialhilfe Neu“ bringt mehr soziale Gerechtigkeit für Österreicher

Mit teils abenteuerlicher Ar-
gumentation versuchte die Op-
position, das zu beschließende 
neue Sozialhilfe-Grundsatzgesetz 
schlechtzureden. SPÖ-Chefin Pa-
mela Rendi-Wagner malte gar „den 
Weg ins soziale Elend für 70.000 
Kinder“ an die Wand, die künftig 
von 1,50 Euro pro Tag leben müss-
ten. Ex-Frauenministerin Gabrie-
le Heinisch-Hosek wiederum sah 
die große Frauenarmut heraufdäm-
mern, ihr Kollege Mario Lindner 
gar einen Verstoß gegen Rechtsa-
vorschriften der EU.

Sozialministerin Beate Hartin-
ger-Klein reagierte auf die Un-
terstellungen der Opposition: Mit 
dem neuen Gesetz werde der Leis-
tungs-Fleckerlteppich durch ei-

Nach einer hitzigen Debat-
te beschloss der National-

rat  mit den Stimmen von FPÖ 
und ÖVP die „Mindestsicherung 
Neu“ (Sozialhilfe) am Donners-
tag vergangener Woche.

Fo
to

: N
FZ

Hartinger-Klein wies die Unterstellungen der Opposition zurück.

nen bundeseinheitlichen Rahmen 
ersetzt, der den Ländern dennoch 
einen Spielraum bei der Durchfüh-
rung lässt: „Mehr Fairness, mehr 
Chancen und mehr Gerechtigkeit!“
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Ihre politische Inhaltsleere zeig-
te die SPÖ vergangene Woche mit 
Stolz im Nationalrat auf, mit ihrer 
Dringlichen Anfrage an Sebastian 

Kurz unter dem Titel  „Bekämp-
fung des Rechtsextremismus in all 
seinen Formen – klares Bekenntnis 
zur Europäischen Union – klares 
Bekenntnis zur liberalen Demo-
kratie und zum Rechtsstaat“ – und 
einem Misstrauensantrag an Vize-
kanzler HC Strache (Bild).

Der Kanzler weilte – wie allen 
bekannt war – zu einem Staatsbe-
such in China, was der Entrüstung 
der SPÖ über dessen Absenz aber 
keinen Abbruch tat. Und den Miss-
trauensantrag begründet die SPÖ 
mit den „Verstrickungen der Frei-
heitlichen“ mit den „berüchtigten 
rechtsextremen Identitären“, sowie 

der angekündigten EU-Allianz mit 
der Lega Nord, Le Pens Rassemb-
lement national und der deutschen 
AfD. Das seien Parteien, die „die 
Europäische Union schwächen 
bzw. zerstören“ wollten.

HC Straches Antwort: „Nie-
mand will die Europäische Union 
zerstören. Aber dass es massiven 
Reformbedarf gibt in der EU, wer-
den ja wohl nicht einmal Sie selbst 
leugnen. Denn dazu müssten Sie 
wirklich völlig betriebsblind sein.“ 
Der Misstrauensantrag, den Grüne, 
Neos und „Liste jetzt“ unterstütz-
ten, wurde von FPÖ und ÖVP zu-
rückgewiesen.

SPÖ auf Rechtsextremisten-Jagd
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Schützen, was wir lieben:

ÖSTERREICH
Steh auf für unsere Heimat

Wählen wirkt

HC Strache
FPÖ-Bundesparteiobmann

Am 26. Mai 2019

Nr. 18 g Freitag, 3. Mai 2019 Parlament

Am 26. April – genau einen Monat vor der EU-Wahl – hat die FPÖ 
ihren Wahlkampfauftakt in der Wiener Lugner City absolviert. 

Die rot-weiß-roten Warnwesten mit der Aufschrift „Mehr Österreich, 
weniger EU“ verdeutlichen die Linie der FPÖ zu dieser Wahl. 

„Es braucht eine rot-weiß-rote 
Handschrift in Brüssel!“, erklärte 
der geschäftsführende FPÖ-Klub-
obmann Johann Gudenus den Slog-
an und die politische Stoßrichtung 
der Freiheitlichen. Denn aufgrund 
der politischen Entwicklung in 
Europa nach der Masseneinwan-
derung 2015 gebe es diesmal die 
Möglichkeit, das rot-schwarze 
Machtmonopol in der EU aufzu-
brechen.

„Die Bürger haben diesmal die 
Chance den Zentralismus abzu-
wählen und die EU zu einer Part-
nerschaft der einzelnen Staaten 
auf Augenhöhe zu machen, wie 
es deren Gründerväter eigent-
lich vorgesehen hatten“, erklärte 
FPÖ- Spitzenkandidat Harald Vi-
limsky. Stattdessen habe der schei-

dende EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker, der nicht nur 
wegen seiner latenten „Ischias-Pro-
bleme“ immer wieder negativ auf-
gefallen sei, die Entmachtung der 
Mitgliedsländer hin zu Zentralisie-
rung der Union in den Händen der 
Kommission vorangetrieben.

Schluss mit EU-Zentralismus
Und gerade in Österreich stün-

den die politischen Mitbewerber 
als „kleine Junckers“ für die Fort-
setzung dieses Kurses in den Start-
löchern, allen voran Othmar Karas 
von der ÖVP und Andreas Schie-
der von der SPÖ, warnte Vilimsky: 
„Aber wir liegen in den Umfragen 
viel, viel besser, als es diese Zen-
tralisten haben wollen. Denn die 
Österreicher haben genug von der 

Entmachtung des von ihnen ge-
wählten Parlaments und der tür-
kis-blauen Reformkoalition.“

Der freiheitliche Vizekanzler 
und FPÖ-Obmann HC Strache ap-
pellierte an die Österreicher, am 
26. Mai zur Wahl zu gehen und 

Gegen die rot-schwarze Arroganz in Brüssel!
Mehr Österreich weniger EU! – EU-Wahlkampfauftakt der FPÖ mit rot-weiß-roten Warnwesten

HC Strache und Vilimsky: Rot-Weiß-Rot statt Brüssel-Blauäugigkeit.

rot-weiß-rote Interessen mit einer 
Stimme für die FPÖ zu stärken: 
„Wer am 26. Mai zu Hause bleibt, 
könnte am 27. Mai aufwachen und 
im Radio hören, dass Rot-Grün ge-
wonnen hat und nun doch die Tür-
kei Mitglied in der EU wird.“
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Holen wir uns unser Europa von den 
Bürokraten und Zentralisten zurück!
FPÖ mobilisiert bei ihrer 1.-Mai-Feier in Linz für die Wahl zum Europaparlament am 26. Mai

Während die anderen Parteien das Weltrettungspotential der EU 
den Wählern unter die Nase reiben wollen, hält die FPÖ an ih-

rem Kurs fest: Österreich zuerst! Das bestätigten Parteichef HC Stra-
che und Spitzenkandidat Harald Vilismky auch bei der diesjährigen 
1.-Mai-Feier auf dem Urfahraner Jahrmarktgelände in Linz.

Auch heuer zeigte die traditi-
onelle 1.-Mai-Veranstaltung der 
FPÖ mit Bundesparteiobmann HC 
Strache, dem freiheitlichen Spit-
zenkandidaten Harald Vilimsky 
und Oberösterreichs FPÖ-Landes-
hauptmann-Stellvertreter Manfred 
Haimbuchner mit über 5.000 Besu-
chern am Urfahraner Jahrmarkt in 
Linz wer die soziale Heimatpartei 
der Österreicher ist.

Lassen uns nicht einschüchtern!
„Es ist ein Gebot der Vernunft, 

einen klaren Kopf zu behalten und 
eine Situation korrekt zu analysie-
ren und den Mut zu haben, das Er-
gebnis dieser Analyse auch gelten 
zu lassen. Wir verteidigen die Ver-
nunft und unsere Heimat!“, wies 
Haimbuchner die Angriffe und 
„Fake News“ der Linken und der 
Eurokraten an der Politik der FPÖ 
zurück.

Die FPÖ trete für Demokratie 
ein, und lehne jeden Extremismus 
von links und rechts ab, betonte 
Oberösterreichs Landesparteiob-
mann: „Wir treten für eine Demo-
kratie ein, in der Meinungsfreiheit 

herrscht und in der der Wähler be-
stimmt!“

Und der Wähler habe den Kurs-
wechsel in Österreich bestimmt, 
sagte Vizekanzler HC Strache. Er 
griff auch gleich das Hauptthema 
der anderen Parteien zu dieser EU-
Wahl auf, den von Brüssel verord-
neten „Kampf gegen Rechts“. Er 
sei kritisiert worden, weil er das 

Harald Vilimsky appellierte an die Österreicher, an dieser Wahl teilzunehmen 
und für die FPÖ und somit für eine Reform der Union zu stimmen. 

Die FPÖ und die verbündeten patriotischen Kräfte in den Mitgliedstaaten sagen den rot-schwarzen Zentralisierern den Kampf an. Nur mit ihnen ist 
eine Reform der EU möglich: Weg von diesem zentralistischen Moloch, hin zu dem von den EU-Gründervätern gewollten Europa der Vaterländer!
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Deutsche Angst vor einem 
Rechtsruck bei EU-Wahl

Die EU-Wahl scheint der Wahr-
nehmung von „gefährlichen rech-
ten“ Strömungen enorm sen-
sibilisiert zu haben. So hat die 
Friedrich-Ebert-Stiftung der SPD 
letzte Woche eine neue 300 Seiten 
starke Studie zum Rechtsextremis-
mus veröffentlicht.

Warnender Inhalt der Studie: Der 
„Rechtsextremismus“ greift bereits 
in der Mitte der Gesellschaft. Diese 
These sieht das SPD-Institut durch 
„ernsthafte wissenschaftliche Dis-
kussionen“ anerkannt. Mit ande-
ren Worten: Alles rechts von SPD, 
Grünen, Die Linke und CDU ist 
bereits rechtsextremes Milieu.

Dabei erfolge das Abdriften nach 
„rechts“ bereits durch den „gefühl-
ten Mängel“, wonach es „der ei-
genen nationalen Bezugsgruppen“ 
immer schlechter ginge, während 
„angeblich andere ohne Leistung 
alles bekämen“.

Die Studie war aber derart ein-
fach gestrickt, dass sogar dem 
Moderator des „Heute-Journals“, 
Klaus Kleber – ansonsten beken-

nender Gläubiger der Berliner Ko-
alition – Zweifel aufkamen. Nur 
gingen seine Fragen an eine der 
Studienautorinnen zur Seriosität 
der Studie – Ist schon Rechtspo-
pulist, wer „Recht und Ordnung” 
will? Oder korrekte Asylbehörden 
statt großzügige? – nicht auf Sen-
dung, sondern wurden herausge-
schnitten.

Um sich die Blamage zu erspa-
ren, veröffentlichte er das „unge-
schnittene“ Interview in den sozi-
alen Medien.

Linkes Hassobjekt: AfD-Wähler.

25.000 Lobbyisten sorgen in 
Brüssel dafür, dass ihre Interes-
sen in den EU-Institutionen Ge-
hör finden. 948 Unternehmens- 
und Branchenverbände haben 
hier Büros, 645 Unternehmen 
sowie 444 Lobbyagenturen und 
Lobbykanzleien. Dazu kom-
men noch 244 Berufsverbände 
und Gewerkschaften und 454 
Nichtregierungsorganisationen. 
Das alles listet der diese Woche 
präsentierte „EU-Lobbyreport 
2019“ von Lobbycontrol auf.

„Es fehlen wirksame Regeln, 
um Konzerneinflüsse über einsei-
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Weniger Einfluss für 
EU-Lobbyisten

tig besetzte Expertengruppen, un-
ausgewogene Lobbytreffen oder 
informelle Kanäle zu begren-
zen“, kritisiert der Bericht. „Die 
Macht der Konzerne in Europa 
ist eindeutig zu groß“, sagt die 
Geschäftsführerin, Imke Dierßen, 
offen: „Teilweise können Konzer-
ne Gesetze und politische Prozes-
se regelrecht kapern.“

Deshalb ist es höchste Zeit, für 
klare Verhältnisse zu sorgen: Die 
Eintragung ins Lobbyregister – 
bislang nicht verpflichtend – soll-
te fix vorgeschrieben werden, um 
für mehr Transparenz zu sorgen.  
Eine sogenannte „legislative Fuß-
spur“, die den Einfluss von Lob-
bygruppen auf die EU-Gesetzge-
bung sichtbar macht, ist sinnvoll. 
Die Regeln für den Wechsel von 
EU-Politikern und Beamten in 
die Wirtschaft müssen verschärft 
werden. Bei illegaler Einfluss-
nahme auf Entscheidungsträger 
in den EU-Institutionen soll es 
härtere Strafen geben. Kurz: Der 
Einfluss von Lobbyisten in der EU 
muss zurückgedrängt werden.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Die frühere Grünen-Chefin Claudia Roth 
(Bild) hat den parteikritischen Tübinger 
Oberbürgermeister Boris Palmer nahegelegt, 
die Grünen zu verlassen. „Ich glaube, er hat 
sich Lichtjahre von den Grünen und vielen 
ihrer Grundüberzeugungen entfernt. Die Me-
thode Palmer ist narzisstische Egomanie“, 
sagte ausgerechnet Roth, die mit ihren oft 
gnadenlos naiven Kommentaren Spott in den 
Medien erntete. Ausgerechnet dem direktde-
mokratisch gewählten Palmer, der die wach-
sende Realitätsferne der Partei beklagte, warf Roth vor, nicht zu wissen, 
was demokratische Verantwortung bedeute.

Die Sozialistische Arbeiterpartei (PSOE)
ging mit 28,7 Prozent der Stimmen als stärks-
te Kraft aus der sonntägigen Parlamentswahl 
in Spanien hervor. PSOE-Ministerpräsident 
Pedro Sánchez verfehlte aber mit seinen 
Koalitionspartnern, Sozialisten und Unidos 
Podemos, die absolute Mehrheit, da diese 
Stimmenverluste erlitten. Schwere Verluste 
gab es auch für die Volkspartei (PP), die mit 
16,7 Prozent fast halbiert wurde. Der Gewin-
ner der Wahl ist die rechtspopulistische Par-
tei „Vox“ die bei ihrem Erstantritt sofort 10,3 

Prozent der Stimmen erreichte. Aber auch der bürgerliche Block (PP, Vox 
und Liberal-Konservative) verfehlte die Mandatsmehrheit im Parlament.

Patt in Spanien nach Wahl

Zoff bei Deutschen Grünen
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Holen wir uns unser Europa von den 
Bürokraten und Zentralisten zurück!
FPÖ mobilisiert bei ihrer 1.-Mai-Feier in Linz für die Wahl zum Europaparlament am 26. Mai

Wort „Bevölkerungsaustausch“ 
verwendet habe. „Den Begriff ver-
wenden wir seit 1993, seit wir auf 
Fehlentwicklungen hinweisen“, 
sagte er und seit der von der EU 
geförderten illegalen Massenzu-
wanderung 2015 habe die Mehrheit 
der Österreich das auch zu spüren 
bekommen.

Ein Europa für die Bürger
„Ich lasse mir den Mund nicht 

verbieten, wir wollen nicht zu ei-
ner Minderheit in der eigenen Hei-
mat werden, dafür sind wir gewählt 
worden“, betonte er unter dem Bei-

Harald Vilimsky appellierte an die Österreicher, an dieser Wahl teilzunehmen 
und für die FPÖ und somit für eine Reform der Union zu stimmen. 

Die FPÖ und die verbündeten patriotischen Kräfte in den Mitgliedstaaten sagen den rot-schwarzen Zentralisierern den Kampf an. Nur mit ihnen ist 
eine Reform der EU möglich: Weg von diesem zentralistischen Moloch, hin zu dem von den EU-Gründervätern gewollten Europa der Vaterländer!
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fall der Zuhörer und erinnerte dar-
an, dass „der beste Innenminister“ 
Herbert Kickl diesen Kurswechsel 
auch in der EU eingeläutet habe.

„Wir wollen keinen zentralisti-
schen Bundesstaat, wir wollen ein 
föderales Europa der Vaterländer, 
das sich auf wesentliche Aufga-
ben konzentriert“, korrigierte Spit-
zenkandidat Harald Vilimsky die 
Vorwürfe, das die FPÖ und ihre 
Bundesgenossen die EU zerstören 
wollten: „Im Gegenteil, wir wollen 
ein Europa, das schützt und in we-
sentlichen Fragen die Souveräni-
tät der Länder anerkennt - und da-
für erwarten wir uns eine deutliche 
Stärkung unserer Position durch 
die Bürger!“

Er appellierte an die Zuhörer, 
an dieser Wahl teilzunehmen, da-
mit das Ziel der patriotischen 
Kräfte Europas, das Brechen der 
rot-schwarzen Machtstrukturen 
auch in Brüssel auch gelinge. Nur 
so lasse sich der zentralistische 
Wahn mit der Überregulierung aus 
Brüssel beenden. „Lasst euch nicht 
einreden, dass unsere Allianz etwas 
zerstören will. Wir wollen ein Eu-
ropa, in dem Staaten auf Augenhö-
he regieren und nicht mehr Perso-
nen wie ein Jean-Claude Juncker 
über die Interessen der Mitglieds-
staaten drüberfahren und die Gren-
zen weiter offen bleiben!“

Steh auf für Österreich

gegen
EU-Asylchaoten

FPÖ V     TEN

Am 26. Mai 2019

Harald Vilimsky
EU-Spitzenkandidat
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meinderat gar am 20. April Ge-
burtstag haben. Der Wolf und das 
Rotkäppchen, die unmärchenhaft 
gemeinsam unter einer falterigen 
Standard-Decke stecken, haben in 
Ausübung ihrer Pflicht den Rück-
tritt der Bundesregierung und die 
Auflösung der FPÖ gefordert!

Arno Malik, Gunskirchen 

Wiener Identitätsproblem
Parteien, die in Wien seit Jah-

ren Anhänger des IS einbürgern, 
um „neue Wähler“ in Gemeinde-
bauten unterzubringen und mit un-
serem Steuergeld zu verhätscheln, 
wären gut beraten in sich zu keh-
ren, da es ein Großteil der Öster-
reicher satt hat, wenn „Wiener 
IS-Terroristen“ ungehindert in den 
Krieg ziehen konnten, und sich 
dann in Videos als Halsabschnei-
der und Mörder feiern lassen! Da 
scheinen gewisse Parteien in Wien 
kein „Identitätsproblem“ zu haben. 

Stefan Scharl, Klosterneuburg

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Mit Blindheit geschlagen

HC Strache hat vollkommen 
zu Recht den Begriff des Bevöl-
kerungsaustausches verwendet: 
Denn Jeder, der nicht mit Igno-
ranz oder Blindheit geschlagen 
ist, sieht täglich, wie es in Öster-
reich zugeht. Welcher arbeitende 
Österreicher kann sich 5 Kinder, 
eine entsprechend grosse Wohnung 
und einen dicken Mercedes leis-
ten? Wenn hier nicht konsequent 
mit harten Mitteln –  wie derzeit – 
durchgegriffen und dem von links 
geförderten Asylmissbrauch Ein-
halt geboten wird,  sind wir wirk-
lich bald eine Minderheit im eige-
nen Land!

 J.G.Ehrenreich,  Wien

„Kampfmaschine“ SPÖ
Wiens SPÖ-Bürgermeister 

möchte seinen politischen Geg-
nern, wie er in Fortsetzung un-
freiwilliger Kern-Komik hinaus-
posaunte, zeigen was er und seine 
Partei draufhaben: Genau das ist 
zu befürchten, durfte man doch die Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

letzten Jahre schon dieses Idioten-
management auskosten, mit dem 
die „Kampfmaschine“ Ludwig mit 
dem Ignorieren exakter Wissen-
schaften und Wahrscheinlichkeits-
rechnungen zu einer einzigen De-
nunziantenpartei verkommen ist. 
Diese Kampfmaschine ist lediglich 
ein Schmutzkatapult, das sich nur 
mehr als absurde Sprachpolizei be-
tätigt, die in Alltagssprache schon 
böse Nazibauten sieht.

Armin, Schütz, Wien

Vorsicht: Satire von links! 
Die Pressefreiheit scheint ge-

fährdet, sollte diese nur mehr der 
„geistreichen Linke“ überlassen 
werden. Da wird jede noch so „tief-
sinnige“ Beleidigung auch noch 
heftigst beklatscht, um den enor-
men Druck auf die veröffentlichte 
Meinungshoheit gewisser Journa-
listen samt Oppositionsfunk etwas 
abzufedern.

Alois Neudorfer, Vöcklabruck 

Blaue „Skandale“ ohne Ende 
Es scheint kein Ende zu nehmen: 

HC Strache wurde vor wenigen Ta-
gen in einem Lebensmittelladen 
für vegane Produkte gesichtet, die 
Staatsanwaltschaft ermittelt be-
reits, schließlich war Hitler Vege-
tarier. Auch soll ein freiheitlicher 
Funktionär aus Kleinunterpfaff-
leiten einen Linksscheitel tragen, 
in Oberösterreich ein blauer Ge-

Ich bestelle die Wochenzeitung „Neue Freie Zeitung“ zum (zutreffendes bitte ankreuzen):

Halbjahrespreis € 15,-
Auslandsjahresbezug € 73,-

Jahrespreis € 30,-
Jahrespreis für Studenten € 20,-

Jahrespreis zum Seniorentarif € 20,-

Die Bestellung gilt bis auf schriftlichen Widerruf, der entweder per E-Mail oder Postweg erfolgen muss.
Die Einzahlung erfolgt mittels Erlagschein, der Ihnen halbjährlich (bei Jahresabo jährlich) zugeschickt wird.
Bankverbindung: PSK, IBAN: AT55 6000 0000 0185 5450
Bestellungen auch per E-Mail: jana.feilmayr@fpoe.at

Name: Mitglied in FPÖ-Landesgruppe*:
(Vor- und Zuname, bitte in Blockschrift ausfüllen)

Anschrift:
(Postleitzahl, Ort, Straße, Hausnummer, Türnummer)

Datum: Geburtsdatum: Unterschrift:

Bitte geben Sie uns für Rückfragen Ihre E-Mail oder Telefonnummer bekannt**:

* Bitte nur ausfüllen, wenn Sie Mitglied einer FPÖ-Landesgruppe sind. Wir wollen damit mögliche Doppelzusendungen vermeiden.
** Wir erhalten von der Post in regelmäßigen Abständen Retoursendungen und wollen diese überprüfen. Ihre Daten werden vertraulich behandelt.

BESTELLSCHEIN
Friedrich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 Wien 
Tel: 01 512 35 35 – 29, Fax: 01 512 35 35 – 9
E-Mail: jana.feilmayr@fpoe.at

Fo
to

: F
ra

nz
 M

. H
aa

s

Fo
to

: N
FZ

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Dienstag, dem 7. Mai 2019, zum 
Bezirksteilstammtisch Stadlau ins 
Gasthaus Selitsch (Konstanziagas-
se 17, 1200 Wien). Beginn: 19.00 
Uhr.

Die FPÖ Landstraße lädt am 
Mittwoch, dem 8. Mai 2019, zum 
Stammtisch mit Vortrag von Stadt-
rätin Ursula Stenzel  zur EU-Wahl 
in ihr Bezirksparteilokal (Am Mo-
denapark 8-9, 1030 Wien). Beginn: 
19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Montag, dem 3. April 2019, zum 
Bezirksteilstammtisch Kaisermüh-
len ins Gasthaus „Vorstadtwirt“ 
(Schüttaustraße 64, 1200 Wien). 
Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Mittwoch, dem 8. Mai 2019, zum 
Stammtisch ins Gasthaus „Aus-
zeitstüberl“ (Grillgasse 20, 1110 
Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Bezirksteilstamm-
tisch Stadlau

Stammtisch der 
FPÖ Landstraße

Bezirksteilstamm-
tisch Kaisermühlen

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

7

8

6

8

Mai

Mai

Mai

Mai

Die FPÖ Meidling lädt am Don-
nerstag, dem 9. Mai 2019, zum 
Seniorenstammtisch mit Bezirks-
rätin Elisabeth Bäcker ins Restau-
rant „Bierstöckl“ im Areal Schloss 
Hetzendorf (Hetzendorferstraße 
79,1120 Wien) Beginn: 15.00 Uhr.

Die Österreichische Landsmann-
schaft lädt am Freitag, dem 10. Mai 
2019, zum Vortrag von Wolfgang 
Dvorak-Stocker „Heimat und Iden-
tität in Europa“ in den Festsaal im 
„Haus der Heimat“ (Steingasse 25, 
1030 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Seniorenstamm-
tisch in Meidling

Vortrag zu Heimat 
und Identität

9

10

Mai

Mai
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WIEN

FPÖ: Prüfung des Gesundheitssystems!
Die Wiener Freiheitlichen planen 

als Folge der Erkenntnisse aus der 
Untersuchungskommission zum 
milliardenschweren Bauskandal 
Krankenhaus Nord eine Untersu-
chung zur Klärung aller Missstän-
de im Wiener Gesundheitswesen.

„Zu prüfen gibt es hinsichtlich 
der rot-grünen Wiener Gesund-
heitspolitik wahrlich genug“, be-
tont der geschäftsführende Lan-
desparteiobmann Johann Gudenus: 
Unzumutbar lange Wartezeiten auf 
nötige Untersuchungen und Ope-
rationen, überfüllte Ambulanzen, 
die Abweisungen von Patienten 
zur Folge haben oder überforder-
tes Krankenhauspersonal, das von 
der rot-grünen Gesundheitspolitik 
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Dominik Nepp: „Lückenlose 
Aufklärung aller Missstände!“

im Stich gelassen wird. „Die Liste 
der zu prüfenden unsäglichen Zu-
stände in den städtischen Kranken-
anstalten ist lang“, bemerkte dazu 
FPÖ-Vizebürgermeister Dominik 
Nepp. Einsetzen werden die Wie-
ner Freiheitlichen diese Untersu-
chungskommission zum nächst-
möglichen Zeitpunkt.

„Rot-Grün darf davon ausgehen, 
dass wir für lückenlose Aufklä-
rung der herrschenden Missstän-
de unter politischer Verantwortung 
der Stadtregierung sorgen werden 
und unseren Fokus sowohl auf das 
Wohl der Patienten, als auch auf 
die Bedürfnisse des Personals in 
allen städtischen Krankenanstalten 
legen“, kündigte Nepp an.

FPÖ-Protest gegen Simas 
Prestige-Straßenbahn
Simmeringer FPÖ machte auf Simas Millionenvergeudung aufmerksam

Gegen die aktuelle „Lösung“ 
von SPÖ-Stadträtin Uli Sima reg-
te sich heftiger Widerstand in Sim-
mering, über alle Parteigrenzen 
hinweg: In der Bezirksvertretungs-
sitzung vom 6. März sprachen sich 
FPÖ, ÖVP, Grüne und ein Parteif-
reier – und damit eine Mehrheit der 
Bezirksräte – gegen die Zwangs- 
beglückung aus dem rot-grünen 
Rathaus aus. 

Simmeringer gegen Rathaus
Denn die aufwendig zu bauen-

de Schleife (die NFZ berichtete) 
bei der Kreuzung Geiselbergstra-
ße/Geiereckstraße würde monate-

lange Bauarbeiten, ein dauerhaftes 
Verkehrschaos sowie eine Koste-
nexplosion in Millionenhöhe zur 
Folge haben, führte FPÖ-Bezirks-
vorsteher Paul Stadler die Argu-
mente der Simmeringer ins Feld. 
Die ursprünglich geplante Bauzeit 
von drei Wochen würde sich auf ein 
halbes Jahr verlängern, da die unter 
der geplanten Schleife liegenden 
Rohre der Fernwärme Wien auf-
wendig umgeleitet werden müss-

Nachdem die Stadtregierung 
die Endschleife der Linie 6 

wegen Bürgerprotesten im der-
zeit noch „roten Favoriten“ vor 
der Wien-Wahl nicht umsetzen 
will, soll das Kuckucksei nun 
dem FPÖ-geführten Simmering 
untergeschoben werden. 

Geballter blauer Protest in Simmering gegen rot-grünes Drüberfahren.

ten. Auch die Nutzungsmodalitä-
ten der Grundstücke für den Bau, 
deren Eigentümerin die ASFINAG 
ist, seien ungeklärt. „Mittlerweile 
liegen die zu erwartenden Kosten 
für die rote Chaosschleife bei fast 
10 Millionen Euro“, warnte Stadler 
und führte die einfachere und vom 
Bezirk akzeptierte Lösung an: Man 
belässt die Streckenführung der Li-
nie 6 und verlängert die Linie 71 
bis Kaiserebersdorf.
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Zur Zeit finde ich in Wien sehr 
viele Menschen, die etwas suchen.

Zum Beispiel sehe ich den 
Herrn Schieder. Er ist auf der 
Suche nach Wählern für die EU-
Wahl. Er tut’s ein bisserl unge-
schickt. Ein breites aufgesetztes 
Grinsen und die Verteufelung der 
Roten, die etwa im Burgenland 
mit den Blauen koalieren, wird 
nicht reichen.

Ich sehe den Gleichgesinnte 
suchenden Herrn Hacker. Wo er 
auftritt, wächst kein Gras mehr, 
und wenn er auf die bösen Blauen 
einhackt, gerät er derart in Rage, 
dass er in seiner Sprache einem 
wildgewordenen Hutschenschleu-
derer gleichkommt.

Da sehe ich die Frau Rendi. 
Krampfhaft sucht sie nach einer 
dritten Körpersprache. Bisher war 
sie nur beim Hochsprung anläss-
lich scheinbarer Rot-Erfolge oder 
mit besorgtem Antlitz ob der blau-
en „Spaltung der Bevölkerung“, 
die in Wirklichkeit von ihr ver-
sucht wird, zu erleben.

Ich sehe auch Herrn Ludwig, wie 
er auf seiner Fahndung nach einer 
Absoluten bei der nächsten Wi-
en-Wahl den Bürgernahen mimt. 
Nur nebenbei: Auch er schert sich, 
wie sein Vorgänger, nicht um die 
von der Miniermotte bedrohten 
Kastanienbäume der Stadt.

„Durch Suchen und Irren lernt 
man“, sagt Goethe. Na hoffent-
lich.

Wer suchet, der findet?

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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„Wenn man sich 
dazu versteigt, den 
Zustand der Bei-
nahe-Vollbeschäf-
tigung auf die 
eigenen Fahnen 
zu heften, an-
statt dies den 
i n n o v a t i v e n 
und fleißigen 
Unternehmern und Arbeitnehmern 
zu danken, dann weiß man eigent-
lich, wie weit es herunter geschneit 
hat“, kommentierte der Freiheitli-
che Klubobmann Daniel Allgäuer 
die „Bilanz“ der schwarz-grünen 
Landesregierung. Es geht dem 
Land nicht wegen, sondern trotz 
dieser Landesregierung noch ein-
germaßen gut.

Die ÖVP Niederösterreich müs-
se endlich aufwachen und den 
Ernst der Lage erkennen, anstatt 
den Personalmangel im Gesund-
heitsbereich herunterzuspielen, 
empörte sich FPÖ-Klubobmann 
Martin Huber über die fortgestez-
te Verharmlosung der Probleme in 
den Niederösterreichischen Lan-
deskliniken: „Es haben sich aus 
dem ganzen Bundesland Ärzte und 
Pfleger bei mir gemeldet und die 
angespannte Situation bestätigt“, 
berichtet Huber. Die Freiheitlichen 
fordern zeitgemäße Maßnahmen 
zur bestmöglichen medizinischen 
Versorgung in Niederösterreich!“

Aufwachen, ÖVP!

NIEDERÖSTERREICH

VORARLBERG

Dürftiges Eigenlob

Noch dieses Jahr soll in 
Stegersbach im Südburgenland ein 
Innovationslabor entstehen. Das 
Zukunftsprojekt nennt sich „act4.
energy“ und befasst sich mit den 
Themenschwerpunkten Photovol-
taik und Eigenverbrauchsoptimie-
rung beziehend auf erneuerbare 
Energien. Unterstützt wird das Pro-
jekt unter anderem von Siemens, 
dem Austrian Institute of Techno-
logy sowie auch von Bundeminis-
ter Norbert Hofer und dem Land 
Burgenland. Wirtschaftslandes-
rat Alexander Petschnig: „Dieses 
Prestigeprojekt macht die südliche 
Region zum Innovationsstandort!“

Alexander Petschnig

BURGENLAND

Innovationslabor 
Südburgenland

Daniel Allgäuer

NIEDERÖSTERREICH

OBERÖSTERREICH
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Seit 2007 wurde die Indexie-
rung der Einkommensgrenzen 

und Förderbeträge bei Schul- und 
Heimbeihilfe sowie der Schulver-
anstaltungshilfe ausgesetzt. 

Auf Antrag von Oberösterreichs 
FPÖ-Landeshauptmann-Stellver-
treter Manfred Haimbuchner wur-
de bei der Landesfamilienreferen-
tenkonferenz in der Steiermark ein 
von ihm eingebrachter Antrag auf 
Indexierung der seit 2007 nicht 
mehr angepassten Einkommens-
grenzen und Förderbeträge bei der 
Schul- und Heimbeihilfe sowie der 
Schulveranstaltungshilfe des Bun-
des beschlossen.

Bildung fördern
 Immerhin koste laut einer Erhe-

bung der Arbeiterkammer der Be-
such einer weiterführenden Schule 
pro Jahr und Kind im Schnitt 2.722 
Euro. „Der Grundbetrag bei der 
Schulbeihilfe von 1.130 Euro pro 

Jahr oder 94 Euro pro Monat deckt 
derzeit nicht einmal die Hälfte der 
Kosten ab“, argumentierte Haim-
buchner.

Dazu regte er auch eine transpa-
rentere und zeitgemäße Abwick-
lung der Förderungen an. Denn 

Eltern kritisieren die zu kurzen An-
tragsfristen, die dazu führten, dass 
viele um diese Förderungen fallen 
würden. Deshalb dürfte auch nur 
mehr jeder zehnte Schüler ab dem 
10. Schuljahr die Schulhilfe des 
Bundes erhalten haben.

Förderbeträge bei der Schul- und 
Heimbeihilfe werden angepasst
FPÖ-Antrag machte der 12-jährigen „Indexierungs-Pause“ ein Ende 

Kritik an dem von SPÖ-Landes-
rat Daniel Fellner geplanten neu-
en Raumordnungsgesetz übte der 
Kärntner FPÖ-Landesparteiob-
mann Gernot Darmann: „Damit 
werden die Bürger schleichend ent-
eignet und mit Strafgebühren be-
legt. Die Maßnahmen erinnern an 
kommunistische Planwirtschaft!“

So sei eine jährliche Abgabe von 
ein bis zwei Euro je Quadratmeter 
für unbebaute Bauparzellen vorge-
sehen, was die FPÖ als „kommu-
nistische Bestrafung von Grundei-
gentümern“ ablehne. Weiters wolle 
die SPÖ die zwangsweise Rückwid-
mung eines Baugrundstückes auch 
ohne Zustimmung des Eigentü-
mers ermöglichen. „Das wäre eine 
massive Entwertung von Eigentum 
der Kärntner, die einer Enteignung 
gleichkommt“, protestiert Darmann.

Anstelle der roten Zwangs-
maßnahmen und Widmungsschi-
kanen fordert die FPÖ Kärnten 
Entwicklungsprogramme für die 
Regionen, die Bezirke und Kärnt-
ner Talschaften, eine Stärkung der 
Industriestandorte sowie des Kärnt-
ner Tourismus und einen Ausbau 
des Bildungsstandortes Kärnten. 
„Universität und Fachhochschule 
müssen ausgebaut werden, denn 80 
Prozent verlassen Kärnten, um zu 
studieren wovon viele nie mehr zu-
rückkommen“, erklärte Darmann.

Darmann: SPÖ-Kärnten gräbt 
kommunistische Methoden aus.

Schleichende Enteignung
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Haimbuchner: Anpassung der Schülerbehilfen war längst überfällig.
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ÖVP-Verkehrslandesrat 
zäumt Pferd von hinten auf
Statt Infrastruktur zu gewährleisten, nur Selbstprofilierungsaktionen

Nachdem die ÖVP in der letzten 
Legislaturperiode das Verkehrs-
ressort systematisch ausbluten 
ließ, werden nun medienwirksam 
PR-Aktionen veranstaltet. Ak-
tionen, ohne den Ansporn einer 
Langfristigkeit. „Die Einführung 
günstiger Tarife klingt zunächst 
verlockend und entspricht auch 
gänzlich einer langjährigen frei-
heitlichen Forderung. Was Schnöll 

aber hier veranstaltet, ist ein 
Schnellschuss, der womöglich 
von seinem Nachfolger wieder zu-
rückgerufen werden muss“, erklärt 
FPÖ-Verkehrssprecher Hermann 
Stöllner. Denn ohne begleiten-
der Infrastrukturmaßnahmen blei-
be das günstige Ticket, was es sei: 
Eine reine Selbstprofilierungsakti-
on des Landesrats.

Allheilmittel billige Tickets?
Durch die Preisreduktion werde 

die Schere zwischen Erlösen und 
Kosten beim Sorgenkind Öffentli-
cher Verkehr immer größer. Rech-
nungshofberichte aus anderen Bun-

Verkehrslandesrat Stefan 
Schnöll subventioniert das 

günstige Öffi-Jahresticket, ohne 
jedoch die infrastrukturellen Vo-
raussetzungen zu schaffen.

desländern, wie etwa Tirol, zeigten 
deutlich, dass vorschnelle Preisre-
duktionen kontraproduktiv seien 
und verheerende Auswirkungen 
auf das Budget haben.

„Ich kann doch nicht bereits er-
mäßigte Eintritte versprechen, 
während die größte Baustelle noch 
nicht fertig ist. Zurück an den Start 
Herr Landesrat. Zuerst müssen die 
nötigen Kosten für den Ausbau der 
Infrastruktur geleistet und darauf 
basierend die Tarife kalkuliert wer-
den“, forderte Stöllner. Erst dann 
mache es Sinn, Menschen dazu be-
wegen, auf den öffentlichen Ver-
kehr umzusteigen.
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Mit einer Wahlbeteiligung von 
45 Prozent befand sich Öster-
reich bei der EU-Wahl 2014 im 
EU-Durchschnitt. Gründe für 
mäßiges Interesse? Die sind man-
nigfaltig. Oftmals wird von einer 
Verdrossenheit gesprochen. Zu 
weit wären die Belange der Union 
von Österreich entfernt. Für viele 
Menschen sei die EU ohnedies 
eine ungreifbare Institution.

Das liegt aber an der Aufklä-
rungsarbeit über das EU-Parla-
ment. Denn die Entscheidungen 
in Brüssel betreffen uns alle. Ein 
medialer Auftrag, dem man hier 
nur schwer nachgeht.

Beschränkt sich die einzig-me-
diale Debatte seit Anbeginn da-
rauf, ob die EU nun gut oder 
böse sei. EU-Skepsis und Kritik 
am Verlust nationalstaatlicher 
Kompetenzen wird pauschal als 
Kriegserklärung gegen Europa 
missverstanden. Doch wir Frei-
heitliche wissen, dass nur jemand, 
der Europa samt der Nationalstaa-
ten schätzt, dem EU-Projekt for-
dernd und skeptisch gegenüber-
stehen muss.

Denn, wollen wir tatsächlich 
diese EU den ÖVP Antiquitäten 
wie einem Karas überlassen? 
Brechstangenschwarze, die ihre 
Staatsbürgerschaft vor den Toren 
Brüssels abgeben. Oder hörigen 
Absegnern wie Schieder, der zwar 
nur die Hälfte der Beschlüsse 
verstehen wird aber in seiner Eu-
phorie völlig auf unser Österreich 
vergisst?

Ja, wer nicht zu Wahl geht, 
stärkt diese Tendenzen. Diejeni-
gen, die dieser Europäischen Uni-
on fordernd gegenübertreten, ja, 
sie verbessern wollen, sollten sich 
am 26. Mai beteiligen. Und ihr 
demokratisches Recht mit einer 
Stimme für die FPÖ ausschöpfen.

Beteiligungswahl

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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„Während Nieder- und Ober-
österreich die vom Bund initiierte 
Transparenzdatenbank bereits voll-
ends befüllt haben, ist die Steier-
mark offensichtlich wieder einmal 
hinten nach“, kritisierte FPÖ-Klub- 
obmann Stefan Hermann die 
rot-schwarze Landesregierung.

Bereits im Herbst 2010 wurde 
auf Bundesebene eine einheitliche 
Transparenzdatenbank eingeführt. 
Die Datenbank sollte nicht zuletzt 
dazu beitragen, den in Österreich 
wuchernden Förderdschungel zu 
lichten sowie eventuellen Miss-

brauch von Subventionen und So-
zialleistungen zu bekämpfen.

„Die Steiermark hat sich unter 
ihrer schwarz-roten Führung bis-
her nicht als Musterschüler erwie-
sen. Aus diesem Grund werden 
die Freiheitlichen das zuständige 
Regierungsmitglied Landeshaupt-
mann Hermann Schützenhöfer be-
fragen, wann die Steiermark end-
lich Schritte zur Durchforstung 
des Förderdschungels setzen will, 
indem alle relevante Daten zu den 
Landesförderungen in die Transpa-
renzdatenbank eingespeist werden.

Druck zu mehr Transparenz
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STEIERMARK

Hermann: „Rot-Schwarz ist bei 
der Transparenz säumig!“

Mit billigen Tickets versucht ÖVP-Landesrat Schnöll die Versäumnisse der letzten Jahre zu vertuschen.

LÄNDER-
SACHE
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Zangerl großen 
Raum ein, um 
vor der „Drit-
ten Republik“ 
zu warnen. Im-
merhin lässt 
der Alt-ÖV-
Pler gelten, 
dass nicht alle 
Blauen „De-

mokratiegefährder“ seien, sondern 
es viele „normale“ gebe, die „einen 
Sinn in der AK sehen“ würden.

Als „Nur ein erster Schritt“ 
wertete die „Wiener Zeitung“ die 
schrittweise in-
k r a f t t r e t e n d e n 
Steuerentlastungs-
maßnahmen der 
Koalition, was 
Vizekanzler HC 
Strache bei Prä-
sentation bestätigt 
hatte: „Das Sparen 

Die Bundesregierung bewegt sich

bei der zizerlweise kommunizier-

ten und schrittweise inkrafttre-

tenden Steuerentlastung genau in

jenen Bahnen, aus denen sie

eigentlich ausbrechen wollte:

nämlich innerhalb des Bestehen-

den. Das hat im strukturkonser-

vativen Österreich etliche Vortei-

le; so lassen sich die

angekündigten und

durchaus substanzi-

ellen Tarifsenkun-

gen für Arbeitneh-

mer und
Unternehmen
unkompliziert
umsetzen, im
Wesentlichen
ändert sich nur der

abzuführende
Prozentsatz.
Der Verzicht auf
Eingriffe ins System sorgt für

Transparenz im Budget und in

den Geldbörsen der Steuerzahler.

Arbeitnehmer wie Unternehmen

können mittels eines simplen

Vorher-Nachher-Vergleichs

erkennen, was ihnen die Entlas-

tung bringt. Diese Klarheit ist ein

hohes Gut, oft werden Entlastun-

gen durch andere Belastungen

verwässert. Dass die Regierung

dank sprudelnder Einnahmen

und nach wie vor robuster Kon-

junktur keine unpopulären

Maßnahmen zur Einhaltung der

Maastricht-Kriterien setzen muss,

kann man ihr schwer vorwerfen.

Es ist legitim, dass ÖVP und FPÖ

hoffen, davon bei den nächsten

Wahlen zu profitieren. Und dass

eine Mitte-rechts-Koalition Steu-

ern senkt und sich dem linken

Ruf nach höheren Vermögens-

steuern widersetzt, ist keine

Überraschung, sondern ein

durchaus sinnvoller Beitrag zur

Unterscheidbarkeit der Parteien.

Aus den Vorteilen ergeben sich

aber auch die Nachteile. So

unterbleibt ein entschlossener

Umbau in Richtung einer Ökologi-

sierung. Will Österreich nicht

demnächst Milliarden Euro als

Konsequenz für das Verfehlen der

Klimaziele berappen, muss der

Ausstoß von Kohlendioxid massiv

reduziert werden.

Neben Verboten ist

dafür das Steuer-
und Abgabensystem

der wirksamste
Hebel. Was die
Regierung hier
plant, ist allenfalls

eine homöopathi-
sche Dosis.
Diese Herausforde-

rung kommt einer

Herkulesaufgabe

gleich, die noch dazu einer

Koordination auf EU-Ebene

bedarf. Dass auch gefühlte Götter

schon über die ersten Schritte

stürzen können, hat Frankreichs

Präsident Macron vorgezeigt,

dessen Amtszeit möglicherweise

an der Wut zerschellt, die sich an

einer höheren Dieselsteuer

entzündete.
Man geht kein großes Risiko ein,

wenn man den wenigsten Regie-

rungen in Europa die politische

Kraft zuerkennt, einen solchen

Gesamtumbau des Abgabensys-

tems zu stemmen. Wer es den-

noch tut, muss damit rechnen,

ehest abgewählt zu werden. Eine

solche Opferbereitschaft auf dem

Altar des Unpopulären, aber

Notwendigen ist überall rar, in

Österreich allerdings praktisch

unbekannt. Einfacher und

schmerzloser ist es noch nie

geworden, wenn das Notwendige

aufgeschoben wird.

Nur ein erster Schritt

leitartikel@wienerzeitung.at

Leitartikel
von Walter Hämmerle

„Steuern senken!“,

lautet die Parole

der Regierung. Gut

so, aber das ist nur

die eine Hälfte der

Aufgabe.

Sudanesische Metamorphose
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„Leonardo gehört nicht Vinci,

er ist Kulturerbe für die ganze

Menschheit. Leonardo gehört

allen.“
Vincis Bürgermeister

Giuseppe Torchia anlässlich des

500. Todestages von Leonardo
da Vinci am 2. Mai

„Natürlich sind wir stolz,

aus Vinci zu sein.“
Fleischhauer Francesco aus Vinci

„Es wird schlimmer werden. Als

einfache Bürger erwarten wir,

dass die Preise weiter steigen.“

Eine Hausfrau auf einem Markt in

Teheran über die US-Sanktionen
gegen den Iran

„Ich habe ihnen gesagt, dass ich

es schätzen würde, wenn sie ihn

nicht sehen würden. Eine meiner

Töchter kam mit dem Thema zu

mir und ich war schockiert.“

US-Schauspielerin Denise

Richards will nicht, dass ihre drei

Kinder Sexszenen aus ihrem Film

„Wild Things“ von 1998 sehen

„Die Haltung von Bienen durch

Justizvollzugsanstalten ist eine

kreative Idee, die zum

Nachmachen einlädt. Mit der

Pflege der Bienen übernehmen

unsere Gefangenen

Verantwortung für andere

Lebewesen und entwickeln

Umweltbewusstsein.“
Nordrhein-Westfalens

Justizminister Peter Biesenbach

über Gefängnis-Bienen

„Diese Promis leben in

Luxuswohnungen, doch man

bekommt mehr Trinkgeld in

Außenbezirken als in

Nobelvierteln.“
Eine Gruppe italienischer

Lieferdienst-Kuriere hat auf

Facebook eine Liste geiziger

Promis veröffentlicht

„Wir kennen die Adressen und

die Gewohnheiten der Kunden.

Wir können diese heiklen Daten

gegen euch nutzen.“
Dieselben

„Ich bin sehr froh, dass bei dem

Unfall niemand ernsthaft verletzt

wurde. Ich hatte drei Glas Sekt

auf einem Geburtstag getrunken

und nichts gegessen. So etwas

passiert mir niemals wieder.“

Führerschein-Neuling Cheyenne

Ochsenknecht, Tochter von Uwe

Ochsenknecht, muss sich wegen

Alkohol am Steuer verantworten

Zitate zum Tag
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Am 1. Mai 2004 wurden auch

unsere Nachbarn Tschechien, die

Slowakei, Ungarn und Slowenien

Mitglieder der EU. Heute – nach 15

Jahren – bilanzieren die Österrei-

cher hierzu positiver, als dies noch

in den vergangenen Jahren der Fall

war. Eine Mehrheit von 55 Prozent

ist, gemäß aktueller Umfragedaten,

der Ansicht, dass die Aufnahme

unserer Nachbarländer in die EU

eine gute Entscheidung war. Ledig-

lich jeder Zehnte sieht dies negativ –

vor fünf Jahren war es noch jeder

Vierte. Für die Hälfte hat die Erwei-

terung mehr Vorteile für unser Land

mit sich gebracht, ein Fünftel kann

dem nicht zustimmen. Auch was die

Auswirkungen auf die heimischen

Grenzregionen betrifft, überwiegen

für die Befragten die Vor- gegenüber

den Nachteilen.

Die Integration unserer Nachbarlän-

der in die EU war der logische

Abschluss einer Entwicklung, die

mit dem Fall des Eisernen Vorhangs

bzw. der Auflösung Jugoslawiens

ihren Ausgang genommen hatte.

Heute ist die Fahrt über die Grenze –

durch die gemeinsame Schengen-

Mitgliedschaft – denkbar unkompli-

ziert, die Slowakei und Slowenien

gehören zudem der Eurozone an.

Voraussetzungen, die sich – gerade

für die Jungen – fast schon als

selbstverständlich anfühlen, es aber

über Jahrzehnte nicht waren.

Diese historische Perspektive gilt es

– bei allen Auffassungsunterschie-

den und unterschiedlichen Integrati-

onsvorstellungen – nicht aus den

Augen zu verlieren. Das sehen auch

die Österreicher so: Knapp sechs von

zehn Befragten haben den Eindruck,

dass Österreich und die Nachbarlän-

der durch die gemeinsame EU-Mit-

gliedschaft näher zusammengerückt

sind. Ein Beleg für das verbindende

Potenzial, das der EU gerne abge-

sprochen wird.
Mit dem 1. Mai ist aber auch ein

weiterer Jahrestag verbunden: Vor

acht Jahren öffnete sich der heimi-

sche Arbeitsmarkt für die neuen

EU-Mitglieder. Das Inkrafttreten der

Arbeitnehmerfreizügigkeit war mit

vielen Sorgen verbunden. Heute ist

das Meinungsbild zumindest etwas

freundlicher. So sagt ein Drittel, dass

die Arbeitsmarktöffnung positive

Auswirkungen mit sich gebracht hat,

explizit negative Folgen konstatieren

27 Prozent. Wie Zahlen des AMS

zeigen, stieg das Arbeitskräftepoten-

zial aus den Nachbarländern gerade

im ersten Jahr nach Beginn der

Arbeitnehmerfreizügigkeit stark an,

flachte dann aber wieder ab. Durch

den Arbeitskräftezuzug sei es auf

der einen Seite zu einer Verdrän-

gung von meist geringer qualifizier-

ten Arbeitnehmern gekommen,

andererseits wurden dadurch offene

Stellen besetzt.
Dennoch ist ein Hauptkritikpunkt –

das Risiko von Lohn- und Sozialdum-

ping – weiterhin aktuell. Die Etablie-

rung einer neuen EU-Arbeitsmarkt-

behörde könnte hier helfen. Einige

der 2004 beigetretenen Länder

haben zudem selbst mit massivem

Arbeitskräftemangel zu kämpfen.

Rückblickend war die EU-Integration

unserer Nachbarn ein notwendiger

und letztlich erfolgreicher – wenn

auch noch lange nicht abgeschlosse-

ner – Prozess. Ebenso ist sie ein

Auftrag – trotz Erweiterungsmüdig-

keit, dem Chaos rund um den Brexit

und zäher Reformfortschritte sowohl

in der EU selbst als auch in der

Region –, den Ländern am Westbal-

kan die weitere Annäherung an die

EU zu ermöglichen.

Gastkommentar

15 Jahre EU-Erweiterung – eine Bilanz

Die EU-Aufnahme unserer Nachbarn wird positiv beurteilt – der Ausblick auf neue Erweiterungsschritte ist aber getrübt.

Von Paul Schmidt

gastkommentar@wienerzeitung.at

Paul Schmidt ist
Generalsekretär der

Österreichischen
Gesellschaft für
Europapolitik (ÖGfE).
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An 22 Tagen gab es rund um die Lkw-Billigdiesel-Tankste
lle in Fritzens

nicht weniger als 97 Staus.
Foto: Zoom. Tirol

Fahrverbote für

Lkw-Tankstellen

mit Wien paktiert
Innsbruck – Die geplanten

zeitweisen Fahrverbote auf

den Zu- und Abfahrten von

den Autobahnen zu den Bil-

lig-Dieseltankstellen für Lkw

werden immer konkreter. Vor

wenigen Tagen wurde das Ti-

roler Vorhaben mit den ent-

sprechenden Unterlagen und

Untersuchungen imVerkehrs-

ministerium präsentiert. Wie

es heißt, hatVerkehrsminister

Norbert Hofer (FPÖ) politisch

bereits grünes Licht für das

Pilotprojekt bei zwei Tank-

stellen auf der Inntal- und

Brennerautobahn gegeben.

Die Lkw-Fahrverbote sollen

an besonders verkehrsrei-

chen Tagen bei Innsbruck-

Süd (Mutters) sowie bei der

Abfahrt in Wattens (Tankstel-

le in Fritzens) gelten.

Insgesamt gibt es 13 Billig-

tankstellen entlang derTiroler

Transitroute, das Pilotprojekt

mit den Lkw-Fahrverboten

wird als Test für weitere Maß-

nahmen bezeichnet. Darüber

habensichLHGüntherPlatter

(ÖVP), Ingrid Felipe (Grüne)

und Norbert Hofer geeinigt.

Wann die Beschränkungen

schlussendlich in Kraft tre-

ten, lässt sich allerdings noch

nicht abschätzen.

Wegen der Tankstelle in

Fritzens wurde außerdem

eine Petition im Parlament

eingebracht, die am 7. Mai

erstmals behandelt wird.

Der rechte Fahrstreifen Rich-

tung Fritzens werde regel-

mäßig von wartenden Lkw

als Parkplatz benutzt, weil

die Kapazität der dortigen

Diskonttankstelle nicht dar-

auf ausgerichtet sei, die gro-

ße Anzahl an Lkw möglichst

rasch abzufertigen, kritisiert

der Fritzener Bürgermeister

Josef Gahr. In weiterer Fol-

ge ist auch das Ortszentrum

vom Tanktourismus betrof-

fen, weil viele Lastkraftwagen

den im Ortskern befindlichen

Kreisverkehr nützen, um zu

wenden und wieder auf die

Autobahn zu gelangen. An 22

Tagen verursachten die Tank-

stopps insgesamt 97 Staus.

Im Hintergrund hagelt es

aber massiven Protest an der

Vorgangsweise des Landes.

Vor allem die Tankstellen-

betreiber, hinter denen zum

Teil einflussreiche Tiroler Un-

ternehmer stehen, machen

mobil. LH Günther Platter

musste sich bereits einiges

anhören. Gleichzeitig kün-

digen die Eigentümer mas-

siven Widerstand an, wie in

Fritzens. Manfred Kienzner,

Vertreter der Plose A Oil Ser-

vice GmbH, meint dazu ge-

genüber der TT: „Wir verfü-

gen über alle rechtlichen und

faktischen Voraussetzungen

zum Betrieb unserer Tank-

stelle und haben dafür in den

letzten Jahren und Mona-

ten immer wieder auf unse-

re Kosten massive Investiti-

onen getätigt. Daher werden

wir alles zu Gebote Stehende

unternehmen, um unseren

Betrieb im Sinne des Geset-

zes weiterführen zu können.“

Einzelaktionen, die zu Lasten

eines Unternehmens gehen

und letztlich nur zu Verlage-

rungen führen würden, sehe

man durchaus kritisch. (pn)

„Wir werden alles

unternehmen,

um unseren Betrieb im

Sinne des Gesetzes w
ei-

terführen zu können.“

Manfred Kienzner

(Plose A Oil Service GmbH)

Innsbruck – Ob das den neu-

en Ehrenobmann des Tiroler

Seniorenbundes freuen wird?

Nur vier Tage nachdem die

unter anderem für Senioren

zuständige Landesrätin Patri-

zia Zoller-Frischauf (VP) den

Tiroler Seniorenbund über-

nommen hat, wird sie heute

die Seniorenagenden in der

Landesregierung formal auch

schon wieder abgeben. Das

bestätigte Zoller-Frischauf

gestern auf Nachfrage der TT.

Wie berichtet, wurde Lang-

zeitobmann Helmut Kritzin-

ger am vergangenen Freitag

von Zoller-Frischauf abge-

löst. Mit einem überwältigen-

den Zuspruch von knapp 99

Prozent wurde die Landesrä-

tin von den Delegierten am

16. Landestag des Senioren-

bundes zur neuen Obfrau ge-

wählt. Zoller-Frischauf setzte

im TT-Interview auch darauf,

dass sie dem Seniorenbund

wieder mehr Gehör und po-

litisches Gewicht verschaffen

will. Umso mehr, da sie nun

eben als aktive Landesrätin

die Anliegen der Senioren in

der Landesregierung stärker

einbringen könne.

Umso kurioser mutet es

daher an, wenn just Zoller-

Frischauf nun die Senioren-

agenden in der Landesregie-

rung freiwillig abgeben will.

Die Landesrätin sieht das

nicht zwangsläufig so. Ihr sei

bereits mit der Zusage zur

Obfrauschaft im Senioren-

bund klar gewesen, dass dies

für sie mit eben besagter Kon-

sequenz verbunden sein wird:

„Ich bin ein genauer Mensch

und will deshalb auch eine

klare Regelung haben.“ Zol-

ler-Frischauf spielt damit auf

die finanziellen Förderungen

an, die der Seniorenbund di-

rekt bzw. indirekt auch vom

Land erhalte. Sie könne nicht

einerseits als Obfrau des Se-

niorenbundes um Förderun-

gen ansuchen und zeitgleich

als politisch zuständiges Re-

gierungsmitglied das Geld

per Unterschrift genehmi-

gen: „Das muss sauber gere-

gelt sein.“ Zoller-Frischauf

will erst gar nicht den An-

schein einer Unvereinbarkeit

der beiden Ämter erwecken

oder folglich gar eine mög-

liche (öffentliche) Debatte

darüber vom Zaun brechen:

„Recht und Optik sind nicht

immer das Gleiche.“ Der Fa-

milienbereich, der weiter bei

Zoller-Frischauf verbleibt, sei

aber eine weite Querschnitts-

materie, der auch Senioren-

agenden nicht werde aus-

blenden können.

Die politische Senioren-Zu-

ständigkeit soll in der Landes-

regierung dem Vernehmen

nach Gesundheits-LR Bern-

hard Tilg (VP) erben. (mami)

Seniorenbundchefin gi
bt die Seniorenagende

n ab

Gesundheitslandesra
t Tilg erbt politische

Zuständigkeit von LR
Zoller-Frischauf. Neo

-Obfrau will Unverei
nbarkeitsdebatte verm

eiden.

Der Alte und die Neue: Kritzinger mit

Nachfolgerin Zoller-Frisch
auf.Foto: Böhm

„ Ich bin ein genauer

Mensch und will

deshalb auch eine klare

Regelung haben.“

Patrizia Zoller-Frischauf

(Landesrätin und Senioren-

bundobfrau)

„Wir sind auf demWeg in

die Dritte Republik“

Von Manfred Mitterwachauer und

Peter Nindler

Innsbruck – „Der 1. Mai ist

inzwischen nur noch ein Ge-

denktag für Errungenschaf-

ten, die man erkämpft hat, die

jetzt aber entweder bereits ab-

geschafft sind oder davor ste-

hen, beseitigt zu werden.“ Vor

dem Tag der Arbeit sieht AK-

Präsident Erwin Zangerl (VP)

die österreichische Sozial-

partnerschaft aktuell in großer

Gefahr. Und das hat nicht

nur mit der Einführung des

12-Stunden-Arbeitstags oder

der Sozialversicherungsre-

form zu tun. Die türkis-blaue

Bundesregierung habe nur

ein Ziel, das Zangerl folgen-

dermaßen umreißt: „Die Ar-

beitnehmerbewegungen sol-

len geschwächt werden, um

Wirtschaft und Industrie zum

Durchbruch zu verhelfen.“

Während Zangerl Wirt-

schaftskammer-Boss Harald

Mahrer lediglich als „Befehls-

empfänger“ von Bundeskanz-

lerSebastianKurz(VP) tituliert,

ist für ihn die Industriellenver-

einigung „der derzeit größte in

Österreich von der Regierung

geduldete Lobbyistenverein“:

„Die haben unglaublich viel

Geld, kaufen sich, wie man

hört, ganze Parteien und da-

mit auch die Politik.“ Zangerl

fordert die Industrie deshalb

auf, ihre Finanz(ierungs)strö-

me offenzulegen. Zugleich er-

teilt er Plänen zur Senkung der

AK-Beiträge eine Absage.„Dass

sich hier auch die Industrie

einmischt, ist wohl ein Witz.“

Seine Rolle als westlicherWi-

derpart zu Türkis-Blau inWien

bezeichnet Zangerl durch-

aus als notwendig. Denn die

Bundesregierung liefere nur

Überschriften oder Reformen,

deren Einschnitte in der Be-

völkerung noch nicht zu spü-

ren seien. Zangerl nennt hier

etwa die Zusammenlegung

der Krankenkassen.

Als einsamer Rufer in der

Wüste will sich Zangerl ange-

sichts des unverändert hohen

Zuspruchs in Umfragen für

Kurz und Co. dennoch nicht

verstehen. Vielmehr werde er

nicht müde, der Bevölkerung

die geplanten Einschnitte, die

von der Bundesregierung gut

verpackt verkauft würden,

auch in aller Deutlichkeit vor

Augenzuführen:„Überalldort,

wo diese Veränderungen nicht

auf demokratischem Wege

durchgesetzt werden können,

wird dies auf undemokratische

Art und Weise getan. Wir sind

auf dem Weg in die Dritte Re-

publik. Dieses Staatskonzept

kennen wir noch aus Haiders

Zeiten. Warum das Führer-

prinzip derzeit Urständ’ feiert,

kann ich aber nicht sagen.“

DasservonWienausals„Lin-

ker“ tituliert werde, quittiert

Zangerl mit einem Lächeln.

Für ihn ist dieser Vorwurf eher

eine Frage des Standpunktes:

„Ich bin ein sozialer Schwar-

zer und führe nur die Politik

der ehemaligen Volkspartei

weiter. Wenn ich jetzt von den

Türkisen als Linker hingestellt

werde, dann liegt das nicht da-

ran, dass ich links bin, sondern

dass sich die Türkisen nach

rechts bewegt haben.“

Dem ÖVP-Koalitionspartner

auf Bundesebene, der FPÖ,

unterstellt Zangerl auch nach

den (verbalen) Aussetzern der

vergangenenWochen und Mo-

nate „ein gewisses Maß an De-

mokratiegefährdung“. Dieses

Verhalten sei nicht mehr er-

träglich. Wenngleich Zangerl

nicht alle Blauen über einen

Kamm scheren will. So gebe es

viele „normale“ FP-Mitglieder,

die durchaus einen Sinn in der

AK sehen würden.

Beim viel diskutierten leist-

baren Wohnen in Tirol hofft

Zangerl, dass das Wohnpaket

der Landesregierung doch

noch der versprochene gro-

ße Wurf wird. VP-Arbeitneh-

merchefin und Wohnbaulan-

desrätin Beate Palfrader habe

hier auch regierungsintern

mit großen Widerständen zu

kämpfen, glaubt Zangerl. Vor-

rangiges Ziel müsse sein, die

überbordende Spekulations-

blase auf dem Wohnungs-

markt aufzubrechen. Ein

bisschen Vergangenheitsbe-

wältigung würde aus seiner

Sicht hier nicht schaden.Wenn

man schon einen U-Ausschuss

zur Flüchtlingsgesellschaft

TSD einrichte, dann täte dies

ebenfalls zu den ehemaligen

Buwog-Wohnungen not. Dass

Land und Gemeinnützige kei-

ne stärkeren Initiativen gesetzt

haben, die 1150 Immobilien

und damit auch die Grund-

stücke – vor allem im Innsbru-

cker Zentralraum – zu kaufen,

empfindet Zangerl nach wie

vor als „gravierenden Fehler“.

Im Gegensatz zur bundes-

weiten Entwicklung funktio-

niert fürZangerldieSozialpart-

nerschaft in Tirol. Das habe

damit zu tun, dass diese LH

Günther Platter (VP) sehr am

Herzen liege. Ob Wirtschafts-

kammer-Präsident Christoph

Walser den Zurufen von Wien

auf Dauer werde widerstehen

können, wagt Zangerl nicht

vorherzusagen.

Und wie wählt der schwarze

AK-Boss bei der EU-Wahl am

26. Mai? ÖVP-Spitzenkandidat

Othmar Karas streut er Rosen,

wählen wird Zangerl aber die

Tiroler Kandidatin Barbara

Thaler. Wenig überraschend

eine ÖVP-Bewerberin.

AK-Präsident Erwin Z
angerl (VP) über den

„Gedenktag“ 1. Mai, d
ie Gefahren

für die Sozialpartners
chaft und das Demok

ratieverständnis der T
ürkisen.

Die Sozialpartnerschaft
in Tirol sei noch nicht au

f dem absteigenden Ast, im Bund sehr wohl, so Zangerl.
Foto: AK

„Die Industriellen-

vereinigung kauft

sich ganze Parteien und

damit auch die Politik.“

Erwin Zangerl

(Arbeiterkammerpräsident) „ Ich habe noch ein

schwarzes Par-

teibuch – die anderen

offenbar ein türkises.“

Erwin Zangerl

(AK-Präsident)
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im System geht weiter.“ Pro-
bleme ortet die Zeitung in der 
mangelnden Ökologisierung des 
Steuersystems und befürchtet 
Strafzahlungen wegen Nichter-
reichens der Klimaziele, die von 
der Vorgängerregierung illuso-
risch hochgesteckt wurden, um als 
EU-Musterschüler dazustehen.

In den Chor der linken NS-War-
ner stimmt auch die „Tiroler Tages-
zeitung“ ein und räumt dem schwar-
zen(!) AK-Präsidenten Erwin 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Um HC Strache einen Na-
zi-Sager umzuhängen, be-

mührte der ORF auch die „New 
York Times“, die vor kurzem  
selbst eine übelste antisemitische 
Karikatur veröffentlicht hatte.

Der ORF erklärt den HC Stra-
ches Erklärung vom „Bevölke-
rungsaustausch“ zu einer rechtsext-
remen Verschwörungstheorie, weil 
es ja gar kein autochthones Volk 
gebe, das man austauschen könnte.  

Der „internationale Skandal“
Um das Ganze zu einem in-

ternationalen Skandal hochzuju-
beln wird ein „internationales Me-
dienecho“ bemüht, also Zeitungen, 
die auf die Skandalisierungsge-
schichte der heimischen Medien 
aufgesprungen sind.

Und so entsetzte sich ORF auf 
seiner Webseite über den von ihm 
selbst in den Welt gesetzten Skan-
dal: „Vom britischen „Guardian“, 
der „New York Times“ („NYT“) 
und der „Washington Post“ („WP“) 
bis zur EU-Ausgabe von „Politi-
co“ und dem europäischen Sender 
Euronews berichteten Journalistin-
nen und Journalisten über Straches 

„Nazi-Jäger“ verschweigen Anti-
semitismus bei ihren Kumpanen
Über den „New York Times“-Skandal schwieg der ORF betroffen

Wortwahl und den rechtsextrem 
geprägten Begriff.“

Die Zitierung der NYT hat einen 
schalen Beigeschmack. Diese muss-
te sich doch gerade selbst bei ihren 
Lesern entschuldigen, ist doch eine 
antisemitische Karikatur in eine ih-
rer Ausgabe völlig unbemerkt „hin-
eingerutscht“. Berichtet hat darüber 
keiner, auch nicht der ORF.

Ka
rik

at
ur

: N
YT

Auch für die EU-Wahl bleibt die 
FPÖ ihrem Motto treu.

GEFÄLLT MIR

Wir lassen uns nicht unterkriegen, 
wir gehen unseren konsequenten 
und ehrlichen Weg weiter.

HC Strache
29.04.2019

1.955 Personen gefällt das.

Der „übersehene“ Antisemitismus der „Nazi-Jäger“.

Ich war sogar ein glühender Anhän-
ger der SPÖ, viele Bekannte von mir 
übriges auch. Um so mehr wurde ich 
dann vom Kern, der den Schluß-
punkt einer einst so großen Partei 
gesetzt hat, enttäuscht! Jetzt kommt 
nur noch Hetze von ihnen, prädikat 
wertlos.

Ich würde mir von Parteien Inhalte 
wünschen und nicht nur Tweets wie 
schlimm die #Fpoe ist. Das ist ja kei-
ne Politik! Alle Oppositionsparteien 
teilen täglich mit, wie schlimm es bei 
der #Fpoe zugeht. Ich würde lieber 
hören, welche Politik sie machen. 

Michael Wostal
@MichaelW067

Johannes van Persie
@joge_jonny

27.04.19 03:25

28.04.19 13:57

Ein Ex-SPÖ-Wähler klärt auf, 
wo „die Hetzer“ zuhause sind. Aber 
kümmert das die SPÖ?

Das ist ja das Problem, SPÖ,Grü-
ne, Neos haben keine Inhalte.

WHATSAPP
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Neue Rubbellose bieten 
Hauptgewinne von 150.000 
bzw. 50.000 Euro

Ab sofort wartet das neue 
Rubbellos Duo „Red“ und 
„Blue“ mit glänzenden 
Gewinnen, ganz egal, für 
welches Los man sich ent-
scheidet. Auf dem Rubbel-
los „Red“ befinden sich drei 
unterschiedliche Spiele und 
die zusätzliche Chance auf 
Gratis-Rubbellose im Wert 
von 5 Euro. Der Hauptgewinn 
beträgt 150.000 Euro. „Red“ 
ist zum Preis von 5 Euro er-
hältlich. Mit dem Rubbellos 
„Blue“ kann man sein Glück 
bei zwei unterschiedlichen 
Spielen versuchen. Hier hat man die zusätzliche Chance auf Gratis-Rubbellose im Wert von 3 bzw. 5 Euro. Als 
Hauptgewinn warten 50.000 Euro. „Blue“ ist zum Preis von 3 Euro erhältlich.

Bis 3. Mai anmelden und zehn paralympische Sportarten kostenlos ausprobieren
Der Behindertensport sucht die Stars von morgen. Mit den Talent Days bietet das ÖPC Jugendlichen mit Kör-
per- oder Sehbehinderung erstmalig die Möglichkeit, ihre sportlichen Begabungen zu testen und insgesamt 
zehn paralympische Sportarten kostenlos auszuprobieren. Angeboten werden: Badminton, Bogenschießen, 
Leichtathletik, Radfahren, Rudern, Schwimmen, Segeln, Tennis, Tischtennis und Rollstuhlbasketball. 
Paralympische Stars und MedaillengewinnerInnen wie Sabin Weber-Treiber und Andreas Onea (Schwim-
men), Nico Langmann (Rollstuhl-Tennis), Günther Matzinger (Leichtathletik), Krisztian Gardos (Tischtennis), 

Thomas Geierspichler (Leichtathletik) 
und viele mehr werden ihr Wissen an die 
TeilnehmerInnen weitergeben und sie bei 
den Mitmach-Stationen unterstützen und 
begleiten.
Wer dabei sein möchte – egal ob als 
Einzelperson oder für Schulklassen – 
kann sich bis 3. Mai 2019 unter www.ta-
lent-days.at für einen der beiden Termine 
anmelden: 
14. Juni 2019 – Bundessport- und Freizeit-
zentrum Südstadt
2. Juli 2019 – Universitäts- und Landes-
sportzentrum Salzburg/Rif
Die Österreichischen Lotterien sind seit 
2004 Partner des Österreichischen Para-
lympischen Committees und Sponsor der 
Talent Days 2019.
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Glänzende Aussichten mit „Red“ und „Blue“

Es lebe der Sport: ÖPC Talent Days 2019

Bundesrat Thomas Schererbauer gratulierte dem neuen Raaber 
Ortsobmann Franz Mairinger sowie dessen Stellvertreter Markus 
Gintenreiter, Martin Gföllner und Alfred Panholzer (v.l.).

Franz Mairinger ist neuer
Ortsparteichef in Raab

Auf dem vom Bezirkspartei-
obmann-Stellvertreter, Bundesrat 
Thomas Schererbauer, geleiteten 
Ortsparteitag der FPÖ Ortsgruppe 
Raab wurde der bisherige Gemein-
derat Franz Mairinger einstimmig 
zum neuen Obmann der Ortsgrup-
pe gewählt. Auch seine Stellvertre-
ter, die Gemeinderäte Alfred Pan-
holzer, Martin Gföllner, Markus 
Gintenreiter und Daniel Blümlin-

ger konnten 100 Prozent der Stim-
men auf sich vereinen.

Der neugewählte Ortsparteiob-
mann bedankte sich bei den an-
wesenden Mitgliedern für das ihm 
entgegengebrachte Vertrauen, so-
wie bei seinem Vorgänger August 
Klafböck für die gute Zusammen-
arbeit der vergangenen Jahre und 
für dessen weitere Unterstützung 
der Freiheitlichen im Gemeinderat.

Politische Bildung aktuell
Partei Regierung EUParlament 4

Am 26. Mai 2019 findet in Österreich die Wahl zum Europäischen Parlament statt.
Sollte der Brexit des Vereinigten Königreichs rechtzeitig über die Bühne gehen, dann werden
in Österreich dabei 19 der insgesamt 705 Mandate vergeben. Aus Anlass dieser Europawahl 
werden die wichtigsten EU-Institutionen in den nächsten Wochen hier erklärt.

Der Europäische Rechnungshof
Der Europäische Rechnungshof (EuRH) prüft als „Hüter der EU-Finanzen“ sowohl die Einnahmen- als auch die Ausgabenseite des EU-Haushalts und
soll zu einer Verbesserung des EU-Finanzmanagements beitragen. Seine Prüfkompetenz erstreckt sich nicht nur auf EU-Organe wie die Kommission
oder das Europäische Parlament, sondern auch auf jene Ländern, die EU-Gelder erhalten.

Zu den Aufgaben des EuRH gehört auch die Er-
stellung eines Jahresberichts für das Europäi-
sche Parlament und den Rat der Europäischen
Union, den das Parlament prüft, bevor es die
Art der Verwendung der Haushaltsmittel durch
die EU-Kommission billigt. Vom Aufbau her han-

delt der EuRH als Kollegialorgan aus 28 Mitglie-
dern mit jeweils einem Mitglied je EU-Mitglied-
staat. Die Mitglieder werden dabei für eine
Amtszeit von sechs Jahren ernannt. Die Mitglie-
der wählen zusätzlich aus ihrer Mitte für drei
Jahre einen Präsidenten.

Prinzipiell kann der Rechnungshof mutmaßlichen
Betrug, Korruption oder illegale Tätigkeiten dem
Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung
(OLAF) melden. Ein Grundproblem an dieser Ar-
beitsweise des EuRH ist aber, dass der Rech-
nungshof von sich aus keine rechtlichen Schritte
unternehmen kann, um eventuelle Verstöße bei
EU-Institutionen zu ahnden. Und diese dürften

sich laut den vom EuRH veröffentlichten Jahres-
berichten häufen. Allerdings werden die oftmals
deutlich höheren Ausgaben kaum revidiert, son-
dern im Gegenteil vom Europäischen Parlament
meistens gebilligt.

Das Fazit könnte daher sein: Die bei seiner Er-
richtung im Oktober 1977 definierte Rolle als „ex-
terner Prüfer der EU“ wird vom EuRH nur
bedingt ausgefüllt. Eine sparsame Verwendung
des Steuergeldes in der EU scheint nicht immer
gewährleistet zu sein, weil trotz eines vermehr-
ten Aufzeigens von Verfehlungen bei der Ver-
wendung von EU-Mitteln nur selten etwas
unternommen wird.

FBI: Im Auftrag der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit.
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Ich will, dass Österreichs Stimme in Europa auch weiterhin
gehört wird und unsere Position in Brüssel gestärkt statt noch
weiter geschwächt wird.
Dafür bin ich als österreichisches Mitglied des Europäischen 
Parlaments verantwortlich.

» Keine von Brüssel diktierten Quoten für die Aufnahme von 
Armutszuwanderern

» Keine europaweite „Grundsicherung“ auf unsere Kosten
» Wirksamer Schutz der EU-Außengrenzen
» Keine Erhöhung der EU-Mitgliedsbeiträge
» Kein Abgehen vom Einstimmigkeitsprinzip

Österreichs Position
in Europa stärken

fpoe.euAm 26. Mai         Harald Vilimsky

Harald Vilimsky
Mitglied des Europäischen 
Parlaments
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